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Nach Überwindung erheblicher Schwierigkeiten ist zwischen der CSSR und
der Bundesrepublik ein Vertrag über den gegenseitigen Warenverkehr und

den Austausch von Handelsmissionen abgeschlossen worden. Obwohl die Bun-
desregierung diesen Vertragsabschluß als einen politischen Erfolg darstellen
will, gibt es keinen Zweifel darüber, daß sich das Abkommen lediglich auf wirt-
schaftliche Dinge beschränkt und die an diesen Vertrag geknüpften politischen
Hoffnungen der Bundesregierung nicht in Erfüllung gegangen sind. Weder
erhalten die Handelsvertretungen konsularische Rechte noch ist West-Berlin in
den Vertrag eingeschlossen.

Es ist nicht uninteressant, sich daran zu erinnern, daß schon Ende der fünfziger
Jahre die Prager Regierung der Bundesregierung angeboten hatte, diplomatische
Beziehungen zwischen beiden Ländern aufzunehmen. Das aber hat die Bundes-
regierung damals auf Grund der Hallstein-Doktrin abgelehnt, nach der es zum
Prinzip der Bonner Politik gehörte, mit
das den Alleinvertretungsanspruch der

Ostpolitik
mit
Fragezeichen

der Austausch von Botschaftern noch
Beziehungen bedeutet. Auch Rumänien
Anerkennung der DDR.

keinem Land Botschafter auszutauschen,
Bundesregierung ablehnle und die DDR

offiziell anerkannte. Neun Jahre später
hat sich das Verhältnis umgekehrt; die
Länder des Warschauer Paktes, mit
denen die Bundesregierung aus wirt-
schaftlichen Gründen ihre Beziehungen
normalisieren möchte, verlangen nun
erst die Anerkennung der DDR durch
die Bundesregierung, bevor sie ihre
Beziehungen zur Bundesrepublik nor-
malisieren wollen. Die einzige Aus-
nahme bildet Rumänien. Aber auch
hier ist die Bundesregierung darüber
nicht im unklaren gelassen worden, daß,
keine endgültige Normalisierung der
erwartet von der Bundesregierung die

Die Errichtung einer Handelsmission in der CSSR ist noch keineswegs ein
Beweis, daß die Kiesinger/Brandt-Regierung eine neue Ostpolitik als Entspan-
nungspolitik betreiben will. Die Kardinalfrage bleibt das Verhältnis der Bun-
desrepublik zur DDR. Wer nicht mit Blindheit geschlagen ist, für den kann es
keinen Zweifel daran geben, daß die Bundesregierung, ob sie will oder nicht,
den politischen Realitäten Rechnung tragen muß und der Anerkennung der DDR
nicht mehr aus dem Wege gehen kann. Die Zeit arbeitet für die DDR, die sich
inzwischen zu einem Staat entwickelt hat, der im Osten genau wie im Westen
zu einem gewichtigen politischen Faktor geworden ist. Die bemerkenswerten
wirtschaftlichen Erfolge haben die DDR inzwischen zur zweitstärksten Industrie-
und Handelsmacht Osteuropas aufsteigen lassen, und gemessen an dem Lebens-
standard der Bevölkerung hat sie unter den sozialistischen Staaten die Spitze
erreicht. Es wird also für die Bundesrepublik nicht mehr möglich sein, eine ver-
nünftige und erfolgeiche Ostpolitik ohne Verzicht auf den anmaßenden Allein-
vertretungsanspruch zu treiben. Diese Erkenntnisse mögen auch den sozial-
demokratischen Außenminister der Bundesrepublik, Willy Brandt, bewogen
haben, auf einer offiziellen Veranstaltung in Bukarest von der Anerkennung
der „beiden politischen Realitäten in Deutschland“ zu sprechen. Die Frage ist
nur, ob die Sozialdemokraten in der Kiesinger-Regierung Rückgrat genug besit-
zen, um diese Auffassung in der Bundesrepublik durchzusetzen. sr
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DER ARME KUNO

... Und sank und sank, bis er in der
Versenkung verschwunden war. Mit
diesen Worten könnte man, wenn er
das wert wäre, ein Kapitel schließen,
das da lauten könnte: Der arme Kuno.

Kuno Brandei meinen wir. 1961 entzog
ihm der Vorstand der IG Metall, die
er auf Wehner-Kurs zu drängen ver-
sucht hatte, das Ressort Presse, Funk
und Werbung. Kuno wurde gefeuert.

Mit offenen Armen wurde er von Ge-
org Leber bei der IG Bau-Steine-Erden
empfangen, wo er die ominöse Ein-
mann-Abteilung Osteuropa „leitete“.
Und als er kürzlich mit einem Offenen
Brief an Ludwig Rosenberg die neue
Ostpolitik des DGB zu torpedieren
suchte, brach’s ihm in seiner vermeint-
lich sicheren Schanze das Genick. Der
neue IG-Bau-Chef Sperner ließ erklä-
ren, daß der Vorstand Brandeis Ver-
halten als illoyal betrachte. Kuno
wurde mit „anderen Aufgaben" (Ar-
chiv aufräumen und so?) bedacht.

Das ist das Ende der Geschichte vom
armen Kuno. okolus



DGB einmütig gegen Nofstandsverfassung

Bundesausschuß lehnt Vorlagen der Großen Koalition ab

Widerstand in SPD-Fraktion — Chancen für die Opposition

Der Widerstand gegen die Notstandspläne der Bundesregierung verstärkt sich.
Der Bundesausschuß des DGB — das höchste Gewerkschaftsgremium zwischen
den Bundeskongressen — hat am 17. Juli einstimmig die Regierungsvorlage als
im Widerspruch zu den „Grundwertvorstellungen unserer Verfassung" stehend
abgelehnt. Auch im Parlament nimmt die Opposition zu. Etwa 100 Abgeordnete
der SPD, zumeist Gewerkschafter, unterstützen schon jetzt 16 Abänderungs-
anträge zum Notstandsverfassungsentwurf, die von den Abgeordneten Matt-
höfer (IG Metall), Gscheidle (Eisenbahnergewerkschaft) und Lenders (DGB-Vor-
sitzender in Düsseldorf) initiiert wurden. Weitere Unterstützung aus der SPD-
Fraktion ist zu erwarten. Die FDP-Fraktion will einen Allernativvorschlag zum
Regierungsentwurf im Bundestag vorlegen. Man sieht, für die Notslandseiferer
in Bonn ist der „Erfolg“ — trotz Großer Koalition — noch keineswegs greifbar.

Dieser Tatbestand ist die Reaktion auf
die Haltung der Regierung, die im
Widerspruch zu früheren Beteuerun-
gen und trotz SPD-Mitarbeit in ihrer
neuen Vorlage keinerlei Rücksicht auf
die Forderungen nach „Demokratisie-
rung der Texte" nahm und die alte
antidemokratische Konzeption, not-
dürftig geziert mit modischem „make
up", erneut präsentierte.

Sicherlich ist die von den Gegnern der
Notstandsgesetze bisher geführte öf-
fentliche Diskussion nicht ohne Einfluß
auf den verstärkten Widerstand ge-
blieben; wahrscheinlich hat aber zu-
gleich die Hartnäckigkeit der Regie-
rung das alte Konzept zu realisieren,
das Mißtrauen der bis dahin Schwan-
kenden belebt. So kam es zu dieser
einmütigen Front der Gewerkschaften
gegen den Regierungsvorschlag, die
seit dem DGB-Kongreß 1962 eine Zeit-
lang fraglich schien.

Das ist für die gesamte Notstands-
opposition ein großer Gewinn und zu-
gleich ein Beweis dafür, daß jene recht
behalten haben, die zu wachem Miß-
trauen gegenüber den Notstandspla-
nern rieten.

Der DGB-Bundesausschuß lehnt den
Notstandsverfassungsentwurf prinzi-
piell ab, weil er „erhebliche Grund-
rechtseinschränkungen und weitrei-
chende Eingriffe in unantastbare Prin-
zipien und die Struktur unserer Ver-
fassung vor(siehl)". Uber diese grund-
sätzliche Ablehnung hinaus formuliert
der DGB aber auch detallierte Kritik:

Zunächst wird der Art. 12 Abs. 2 des
Koalitionsentwurfs, der Dienstver-
pflichtungen schon in Friedenszeiten
ermöglicht, als ein „Ermächtigungs-
system" bezeichnet, das „bereits in
Normalzeiten zu einer nicht abzu-
sehenden allgemeinen militanten In-
pflichlnahme nahezu des gesamten Vol-
kes führen würde". Auch die Ein-
schränkung der bisher garantierten
Freiheit, den Arbeitsplatz zu wechseln,
wird als im „Wesensgehalt verfas-
sungswidrig" verurteilt.
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Ein anderer Kernpunkt gewerkschaft-
licher Kritik bezieht sich auf die fak-
tische Liquidation des Streikrechtes,
da die Regierung zwischen erlaubten
und unerlaubten Arbeitskämpfen un-
terscheiden will. Der DGB befürchtet
aufgrund der gegenwärtigen Arbeits-
rechtsprechung, es könne nicht aus-
geschlossen werden, „daß in Zukunft
jeder Arbeitskampf in einer Not-
standsituation von den Gerichten als
rechtwidrig qualifiziert wird".

In diesen Zusammenhang gehört auch
der nachdrückliche Protest gegen Rege-
lungen für einen „inneren Notstand"
in dem Entwurf. Vor allem die Mög-
lichkeit des Einsatzes militärischer
Streitkräfte als Polizeikräfte (Art. 91)
ruft beim DGB die Besorgnis hervor,
dieser Artikel werde „ohne zusätzliche
Sachgründe die Möglichkeit militäri-
scher Aktionen zu innenpolitischen
Zwecken" eröffnen, was sich nach Lage
der Dinge nur gegen demokratische
Aktionen der Gewerkschaften richten
kann.

Ein weiterer Einwand des DGB richtet
sich gegen die Konstruktion des Be-
griffes der „äußeren Gefahr", der nach
Ansicht der Gewerkschaften keine
klare Unterscheidung zwischen „Nor-
malzustand", „Verleidigungsfall" und
„Spannungszeit" zuläßt. Damit ent-
stehe „die Gefahr mißbräuchlicher In-
anspruchnahme der im Entwurf vor-
gesehenen weitgehenden Sondervoll-
machten des Gemeinsamen Ausschus-
ses". Schließlich erhebt der DGB Kri-
tik gegen die Schaffung eines soge-
nannten Gemeinsamen Ausschusses,
der nach Art seiner Zusammensetzung
und seines Täligwerdens schon in Frie-
denszeiten „ein mit den Grundsätzen
und der Struktur unserer Verfassung
nicht zu vereinbarendes Geheimgre-
mium außerhalb demokratischer Publi-
zität" darstellt.

Alle diese Bedenken veranlassen den
DGB nicht etwa, seine Forderung auf
eine Korrektur der kritisierten Texte
zu beschränken. Der DGB ist sich of-

fenbar im Urteil darüber einig, dar<
die gesamte Notslandsverfatsung dun >
und durch antidemokratisch und dar-
um grundsätzlich abzulehnen ist. Diese
Haltung ist konsequent und wird
sicherlich starken Eindruck auf das
Parlament ausüben, in dem die Stim-
men gegen den Regierungsentwurf
zahlreicher und lauter werden. Die von
den 100 Abgeordneten der SPD vor-
gelegten Änderungsanträge bringen
das zum Ausdruck. Diese Änderungs-
anträge bestätigen durchweg die Kri-
tik der Gewerkschaften, wie sie auch
in der DGB-Entschließung formuliert
wird. Die Änderungsinitialive hat
aber den großen Mangel, daß sie eben
nur „demokratischere" Texte fordert
und teilweise sogar (wie in Sachen
Mililäreinsatz als Polizei) unverant-
wortliche Kompromißformeln anbietet.
In welche Richtung diese Initiative
läuft, mögen folgende Textauszüge
erläutern:

Die erste Forderung verlangt eine aus-
drückliche Anerkennung des Streik-
rechts in Art. 9 GG. Dazu wird betont:
„Wenn die Maßnahmen (der Art. 12
und 91) — wie von der Regierungs-
seite immer wieder dargelegt — nicht
zur Einschränkung des Streikrechts
gedacht sind, dann ist nicht ersichtlich,
warum dies nicht ausdrücklich nieder-
gelegt werden soll." Die Abgeord-
neten befürchten, die Unterscheidung
verschiedenartiger Arbeilskämpfe (Ar-
tikel 91, 4) würde „die Rechtsgrund-
lage dafür liefern, daß die Bundeswehr
gegen einen von den Gewerkschaften
ausgerufenen politischen Verleidi-
gungsstreik eingesetzt werden kann".

Mit diesen Feststellungen wird die
Gefahr sehr richtig umrissen. Aber
schon in der Haltung zur Dienstver-
pflichtung (Art. 12, 2) muß man diese
Konsequenz vermissen. Dort wird für
den Fall des Zustandes der „äußeren
Gefahr" und „Spannungszustand" die
Dienstverpflichtung bejaht. Die Abge-
ordneten verlangen auch, die vor-
gesehenen Regelungen für den Fall
des „inneren Notstandes" zu streichen.
Sie verweisen dabei mit Berechtigung
auf die gellenden SPD-Beschlüsse und
Äußerungen von SPD-Experten. Trotz-
dem stellen sie zwei Hilfsanträge zu
Art. 91, die den Einsatz der Streitkräfte
„als Polizeikräfte" unter bestimmten
Bedingungen ermöglichen.

Weitere Anträge fordern die klare
Unterscheidung zwischen „innerem
Notstand", „drohendem Verteidigungs-
fall" und „äußerem Notstand" sowie
Modalitäten und Terminbegrenzungen
für die Proklamierung derartiger Zu-
stände. Ebenso wird die Konstruktion
des Gemeinsamen Ausschusses gerügt.
Es wird eine Zusammensetzung nach
dem Verhältniswahlsystem und die
Streichung des Art. 115e Abs. 1 ge-
fordert, der „die Möglichkeit zu einer
Selbslentmachtung des Parlaments"
schafft. Aber auch in diesem Falle
sdiränkl ein Hilfsantrag die Ableh-
nung ein, indem er einer solchen „Er-
mächtigung" unter der Bedingung zu-
stimmt, daß die Mehrheit der Mitglie-



Neger und Vietnam

Der Aufstand der Neger in den USA
nimmt bürgerkriegsähnliche Formen
an. In Detroit, Newark und in zahl-
reichen anderen Städten werden neben
der Polizei und den Nationalgarden
Fallschirmjäger eingesetzt, um die Un-
ruhen mit Gewalt zu unterdrücken.
Die Ursache der Aufstände, in der
Presse der Bundesrepublik in abwer-
tender Weise als „Ncgerkrawalle" be-
zeichnet, sind der seit Jahrzehnten
aufgestaute Groll der Farbigen über
ihre Rechtlosigkeit und beispiellose
Armut. In der gleichen Zeit, in der
die US-Regierung mehr als 500 000
Soldaten in Vietnam gegen ein armes
14-Millionen-Volk Krieg führen läßt,
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der des Bundestages so beschließt und
dabei „Inhalt und Zweck der Not-
standsgesetze bestimmt werden".

Insgesamt gesehen kann man daher
wohl von einem Aufbegehren eines
großen Teils der SPD-Fraktion gegen
den Kurs der Fraktionsführung und
der SPD-Minister sprechen, die alle
früheren Bedenken und Vorbehalte
vergessen haben und auf den CDU-
Notstandskurs überwechselten. Aber
der gute Wille dieser „Reformer" wird
gegen die ministeriellen Notstands-
einpeitscher nichts Entscheidendes
durchsetzen können, wenn er sich
nicht mit der kräftigen außerparla-
mentarischen Opposition verbündet.
Erst mit einer solchen Macht im Rük-
ken kann es zu einer ernsthaften Dis-
kussion kommen, die schnell erweisen
würde, daß es keine Alternative zwi-
schen „diktatorischen" und „demokra-
tischen" Notstandsgesetzen, sondern
nur die Alternative zwischen Erhal-
tung und Abbau demokratischer Grund-
rechte gibt.

Die Abänderungsanträge der 100 Ab-
geordneten stellen darum, unter Berück-
sichtigung dieser Einschränkungen,
einen ersten Versuch dar, den Argu-
menten der außerparlamentarischen
Opposition Rechnung zu tragen. Sie
werden zumindest eine Verzögerung
des Zeitplans der Regierung (Verab-
schiedung der Notstandsgesetze in
einem Jahr) bewirken und eröffnen
darüber hinaus die Chance, daß im
Zuge der Herausbildung eines noch
breiteren außerparlamentarischen Wi-
derstandes' eine profiliertere parlamen-
tarische Opposition aus den Reihen
der SPD und FDP erfolgt.

Der DGB hat für den Herbst dieses
Jahres große Kundgebungen zentraler
Art und auf Landesbezirksebene gegen
die Notstandsverfassung angekündigt.
Solche Aktionen sind für den Sieg
über die Notstandspläne jetzt entschei-
dend. Heinz Czymek 

der jährlich 40 bis 50 Milliarden Dol-
lar kostet, hat der Kongreß das Pro-
gramm zur Beiseitigung der Slums, in
denen die Neger vegetieren, auf weni-
ger als die Hälfte zusammengestri-
chen, und der so großartig von John-
son angekündigte „Feldzug gegen die
Armut" muß wegen des völkerrechts-
verletzenden Feldzuges gegen Vietnam
eingestellt werden.

Es ist der Gipfel politischer Heuchelei
und Anmaßung, vor der Welt zu er-
klären, der Krieg der USA in Vietnam
gelte der Verteidigung der Freiheit
und dem Schutz vor „kommunistischer
Unterdrückung", während es der US-
Regierung im eigenen Land nicht ge-
lingt, den 30 Millionen Farbigen einen
ausreichenden Lebensstandard zu er-
möglichen und ihnen endlich die Bür-
gerrechte gegen den Widerstand fana-
tischer Weißer zu sichern.

Auf der Weltkonferenz über Vietnam,
die im Juli in Stockholm stattfand und
in der neben den christlichen Friedens-
verbänden und dem Weltfriedensrat
die Internationale der Kriegsdienst-
verweigerer sowie eine Anzahl Ge-
werkschaftsorganisationen teilnahmen,
wurde noch einmal eindeutig die
Schuld der US-Regierung an dem Völ-
kermord in Vietnam festgestellt und
die Welt aufgerufen, diesen wahnsin-
nigen Krieg aufzuhalten, nm das viet-
namesische Volk vor der Ausrottung
durch die amerikanische Aggression
zu retten. Es mag für die Situation
bemerkenswert sein, daß dieser Kon-
greß die ausdrückliche Billigung der
sozialdemokratischen Regierung Schwe-
dens fand und der schwedische Ver-
kehrsminister offiziell als Gast teil-
genommen hat, sehr zum Unterschied
von dem sozialdemokratischen Ver-
kehrsminister in der Bundesrepublik,
Leber, der in Washington eine Erklä-
rung für den amerikanischen Krieg in
Vietnam abgab.

Neben einigen Arbeitsgruppen für
spezielle Probleme des Vietnamkrie-
ges wurde auf der Konferenz auch eine
Kommission von Gewerkschaftern ge-
wählt, die in einer Erklärung die Ge-
werkschafter in der ganzen Welt zu
einer Friedensinitiative aufrief. In der
Erklärung heißt es u. a., daß die Ge-
werksdiafter der Weltkonferenz sich
der Gefahren bewußt seien, die der
Vietnam-Krieg für den Weltfrieden
bedeutet. Eine Ausweitung des Kon-
fliktes bringe die Vernichtung aller
Anstrengungen mit sich, die die Ge-
werkschaften in der ganzen Welt für
ein besseres Leben der Werktätigen
unternommen haben.

Der Deutsdie Gewerkschaftsbund hat
vor einiger Zeit eine Erklärung zum
Krieg in Nahost abgegeben, in der die
Weltöffentlidikeit, die Vereinten Na-
tionen sowie alle friedenswilligen
Kräfte aufgefordert werden, stärksten
moralischen Druck auszuüben, um den
Frieden in diesem Teil der Welt zu
sidiern. In dieser Erklärung wird die
Auffassung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes bekräftigt, daß jedem
Volk das Redit und die Mittel zu seiner 

freien und unabhängigen Existenz ge-
sichertsein müssen und alle internatio-
nalen Konflikte ohne Anwendung von
Erpressung, Drohung und Gewalt, ge-
löst werden sollen. Die Mitglieder der
Gewerkschaften müssen fordern, daß
der Deutsche Gewerkschaftsbund sich
zu den gleichen Prinzipien in bezug
auf den amerikanischen Krieg in Viet-
nam bekennt und die Johnson-Regie-
rung vor aller Welt auffordert, ihren
grausamen Krieg einzustellen und ihre
Truppen aus Vietnam zurückzuziehen.
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GERSTENMAIER UND DIE MORAL

„Wem Golt gibt ein Amt, dem gibt er
auch ein Grundstück“, und wenn das
Amt schön und groß ist, ist auch das
Grundstück schön und groß, und ist es
ein sehr hohes Amt, ist der Preis sehr
niedrig.

So war es jedenfalls bei Herrn Ger-
stenmaier, Präsident des Bundestages,
Oberkonsistorialrat und potentieller
Bundestagspräsident, dem die Stadt
Stuttgart 1959 ein Grundstück in be-
vorzugter Wohnlage zu einem Stopp-
Preis von 50 000 DM verkaufte — halb
geschenkt, wie die „Stuttgarter Zei-
tung“ schreibt.

Als nach einer Reihe von Jahren Herrn
Gerstenmaier die Lust zum Bauen ver-
ging, mußte er das unbebaute Grund-
stück, laut Vertrag, der Stadt zurück-
geben. Aber er ließ sich dafür nicht
nur seinen Kaufpreis erstatten, son-
dern verlangte das Sechsfache, nämlich
300 000 DM.

Das setzte die Bürger Stuttgarts in
Empörung, denn den normalen Sterb-
lichen, wenn sie überhaupt das Glück
haben, in der Stadt ein Baugrundstück
kaufen zu können, wird im gleichen
Falle nur der Kaufpreis zurückgezahlt.
Aber Herr Gerstenmaier pochte auf
einen Vertrag, der ihm, zweifellos auf
Grund seiner hohen Stellung, einen
Sonderstatus zubilligte: Er konnte bei
Rückgabe des Baugrundstückes von
der Stadt den weit über dem Stopp-
preis liegenden Verkehrswert zugrunde
legen. Dabei hatte der Herr Oberkon-
sistorialrat und Bundestagspräsident,
wenn man seinen Worten Glauben
schenken darf, übersehen, daß ihm eine
Vorzugsbehandlung zuteil geworden
war.

Nun sind Recht und Moral nicht immer
dasselbe, und man müßte bei einem
so hervorragenden Repräsentanten des
Staates und so hohen Kirchenfunktio-
när eigentlich voraussetzen, daß ihm
Moral wichtiger sei als ein Ausnahme-
recht. Offensichtlich hat aber auch Herr
Gerstenmaier bei seinem Versuch, ein
unmoralisches Geschäft zu machen, das
Zitat aus der Bergpredigt übersehen:
„Ihr sollt nicht Schätze sammeln auf
Erden, da sie die Motten und der Rost
fressen . . .“ Er hält es anscheinend
mehr mit dem altrömischen Sprich-
wort: „Geld stinkt nicht." okolus
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11 Jahre Verbot
Zur Diskussion um die Wiederzulas-
sung der Kommunistischen Partei in
der Bundesrepublik, die auf großes In-
teresse in der Bevölkerung stößt, hat
der Justizminister der Bundesrepublik,
Heinemann, einen eigenen negativen
Beitrag geleistet. Elf Jahre nach dem
Verbotsurteil vom 17. August 1956
erklärt Heinemann, daß aus verfas-
sungsmäßigen Gründen an eine Auf-
hebung dieses Urteils nicht zu denken
sei. Dazu wäre eine Änderung des
Grundgesetzes notwendig und das sei
nicht möglich.

Dabei ist zunächst einmal festzustel-
len, daß der sozialdemokratische Justiz-
minister Heinemann die Regierungs-
vorlage der Bundesregierung zu den
verfassungsändernden Notstandsgeset-
zen keineswegs in der Öffentlichkeit
abgelehnt hat, obwohl hier weitaus
entscheidendere Änderungen des
Grundgesetzes notwendig werden.

Zu der Erklärung Heinemanns aber ist
grundsätzlich zu sagen, daß es sich bei
dem Verbot der Kommunistischen Par-
tei nicht um eine juristische oder ver-
fassungsrechtliche, sondern um eine
politische Frage handelt. Die verfas-
sungsrechtliche Begründung des KPD-
Verbotes war nur vorgeschoben, in
Wirklichkeit handelte es sich doch dar-
um, im Zuge des kalten Krieges die
politische Tätigkeit der Kommunisten
in der Bundesrepublik zu unterbinden.

Helmut Lindemann, der bekannte
Publizist, hat vor einiger Zeit mit
Recht in einem Artikel erklärt, daß das
Verbot der KPD eine Frucht des kalten
Krieges sei und wer die Wiederzulas-
sung der KPD in der Bundesrepublik
fordere, wolle nichts anderes, als einen
Zustand wieder herstellen, der auch in
den anderen demokratischen Ländern
Europas vorhanden ist, ohne daß die
staatliche Ordnung in Gefahr gerät.
Zweifellos wäre es auch um das demo-
kratische Fundament unseres Staates
sehr schlecht bestellt, wenn es durch
die Legalität einer kommunistischen
Partei in Gefahr geraten würde, aber
die in die Illegalität gedrängte Kom-
munistische Partei hat wiederholt er-
klären lassen, daß sich ihre politische
Tätigkeit im Rahmen des Grundgeset-
zes bewegt, ja, daß sie darüberhinaus
angesichts der Gefahren, die der demo-
kratischen Substanz des Grundgeset-
zes durch die Notstandsverfassung
drohen, sich zum Schutz des Grundge-
setzes aufgerufen fühle und es als ihre
politische Aufgabe betrachte, die For-
derung des Grundgesetzes auf die Her-
stellung eines sozialen Rechtsstaates
realisieren zu helfen.

In den kommunistischen Parteien Euro-
pas hat sich die Erkenntnis durchge-
setzt, daß es auch einen Weg zum So-
zialismus über die parlamentarische
Demokratie geben kann, eine Fest-
stellung, die darum wichtig ist, weil
Innenminister Lücke es immer noch für
notwendig ansieht, das Verbot der

Kommunistischen Partei mit dem „Buh-
mann" proletarische Diktatur zu recht-
fertigen.

Daß die Kommunisten mit allen Kräf-
ten für die Wiederzulassung ihrer Par-
tei kämpfen, ist verständlich, aber es
genügt nicht. Audi jene, die sich nicht
zum Kommunismus bekennen, sollten
sich klar darüber sein, daß eine legale
Kommunistische Partei in der Bundes-
republik nicht allein ein Anliegen der
Parteimitglieder bleiben kann, sondern
im Interesse aller aufrechten Demo-
kraten unseres Landes liegt. Einmal,
um die Glaubwürdigkeit unserer De-
mokratie wiederherzustellen, und zum
anderen, um einen Beitrag zur Nor-
malisierung der Verhältnisse zwisdien
der Bundesrepublik und den osteuro-
päisdien Ländern zu leisten. In einer
Zeit, in der es immer offensichtlicher
wird, daß der Frieden in der Welt von
der Koexistenz der beiden Weltsyste-
me, des sozialistischen und des kapi-
talistischen, abhängt, müssen auch die
politischen Gegner des Kommunismus
den Dialog mit den Kommunisten
führen. FL S.

UMSTRITTENE ISRAEL-ANLEIHE

Der voreilige Beschluß des DGB-Bun-
desvorstandes, für drei Millionen DM
Israel-Bons zu kaufen, ist in der Mit-
gliedschaft auf zum Teil heftigen Wi-
derspruch gestoßen. So nahm die Ver-
treterversammlung der IG Metall in
Ludwigsburg eine Erklärung an, in der
festgestellt wurde, daß sich die Mit-
glieder dagegen wenden, Beiträge für
kriegerische Zwecke zur Verfügung zu
stellen. Die Ablehnung der Anleihe
sei kein Ausdruck von Antisemitismus,
sondern ziele dahin, Unterstützungen
nur für soziale Zwecke zu gewähren.
Auf einer Funktionärkonferenz der IG
Metall Friedrichshafen wurde bean-
standet, daß die Anleihe ohne Bindung
an humanitäre Zwecke gegeben und
nur die eine Seite, nämlich Israel,
unterstützt worden sei. Die Funktio-
närkonferenz vertrat den Standpunkt,
daß der Krieg im Nahen Osten in
erster Linie zu Lasten des kleinen
Mannes gehe und besonders arabi-
sche Familien unmittelbar betroffen
habe.

Im allgemeinen wird von den Gewerk-
schaftsmitgliedern beanstandet, daß
ein kriegführender Staat Gewerk-
schaftsgelder bekommen habe. Wenn
Hilfe geleistet werde, dann nicht ein-
seitig, sondern für alle Menschen, die
vom Krieg betroffen seien. Darüber
hinaus wurde auch darauf verwiesen,
daß der DGB klage, über zuwenig Mit-
tel zu verfügen, und aus Sparsamkeits-
gründen Jugendsekretärstellen gestri-
chen habe. Das wird von den Mitglie-
dern um so weniger gebilligt, als sie
der Meinung sind, daß die Gewerk-
schaften in den kommenden Ausein-
andersetzungen mit den Unternehmern
finanziell stark gerüstet sein müßten.

-x-

Noch das Vierfache an Arbeitslosen

Alle geistvollen Wortschöpfungen und
optimistischen Prognosen des Bundes-
wirtschaftsministers haben bisher we-
nig genutzt: Wie das Ministerium in
seinem Lagebericht Milte Juli zugeben
mußte, hatte sich bis dahin noch keine
Konjunkturbelebung eingestellt. Die
Zahl der Arbeitslosen war zwar weiter
leicht zurückgegangen, aber mit 400000
(Quote 1,9 Prozent) zählte die Bun-
desrepublik immer noch das Vierfache
an Arbeitslosen im Vergleich zum
Vorjahr, als 100 000 stempeln gehen
mußten.

Wie das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin fest-
stellte, wären weit mehr Arbeitslose
bei den Arbeitsämtern der Bundesrepu-
blik registriert, wenn nicht durch Ent-
lassung von ausländischen Arbeitern,
alLersstrukturbedingte Abnahme der
Erwerbstätigen und durch die Entlas-
sung bisher noch berufstätiger Rentner
die Arbeitslosigkeit „gemildert" wor-
den wäre. Nach den Angaben des DIW
sind nämlich insgesamt rund 1 Million
Arbeitsplätze nicht besetzt.

Dazu kommt, daß die Zahl der Kurz-
arbeiter, deren Arbeitszeit um mehr
als ein Sechstel verkürzt ist und die
damit Anspruch auf das Kurzarbeiter-
geld haben, immer noch bei 145 000
liegt. Mit Recht fordern die Gewerk-
schaften eine Verlängerung der Höchst-
dauer für das Kurzarbeitergeld von
jetzt 39 auf 52 Wochen. Die Bundesan-
stalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung hat sich diese
Forderung der Gewerkschaften zu
eigen gemacht und einen entsprechen-
den Vorschlag dem Bundesarbeitsmini-
sterium unterbreitet. Dem Bund wür-
den durch die Weiterzahlung des Kurz-
arbeitergeldes keine Kosten entstehen,
da die Finanzierung aus den Einnah-
men und Mitteln der Arbeitslosenver-
sicherung erfolgt. -pp-

Weniger ausländische Arbeiter
in der Bundesrepublik

Insgesamt 72 400 ausländische Arbeit-
nehmer haben im ersten Halbjahr 1967
in der Bundesrepublik und in West-
Berlin eine Tätigkeit aufgenommen. Im
gleichen Vorjahrszeitraum waren es
noch 248 700 gewesen. Gleichzeitig hat
sich auch die Zahl der in die Heimat-
länder zurückkehrenden Ausländer er-
höht. Während von Januar bis Juni
1966 rund 60 000 Arbeitnehmer in ihre
Heimat zurückfuhren, waren es jetzt
155 000. Während also in diesem Halb-
jahre rund 175 000 ausländische Ar-
beitskräfte weniger in die Bundesrepu-
blik kamen als im gleichen Abschnitt
des Vorjahres, kehrten andererseits
95 000 mehr heim. Diese Gesamtzahl
von 270 000 Arbeitskräften, die im
ersten Halbjahr in der Bundesrepublik
nicht mehr beschäftigt werden konnten,
hat dazu geführt, daß die Zahl der
deutschen Arbeitslosen sich bei „nur“
400 000 einpendelte.
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F^inangplanung - bezahlt vom kleinen Mann

Wie die Lasten ungleichmäßig verteilt werden ...

Vorausschau geht nicht von realer Lage aus

Die vom Bundeskabinett im Zuge der sogenannten mittelfristigen Finanzplanung
beschlossenen Sparmaßnahmen beweisen immer deutlicher, daß auch die Regie-'
rung Kiesinger/Brandt die alte CDU/CSU-Politik der vorhergegangenen Bundes-
regierungen fortsetzen will, zwar mit neuen Akzenten, aber mit gleichen Metho-
den. Die Sanierungsvorschläge zur Überwindung der Finanzkrise, über die nun
der Bundestag zu beschließen hat, sind ein einziger Widerspruch zu der von
dem sozialdemokratischen Wirtschaftsminister Schiller versprochenen „sozialen
Symmetrie" und stellen das Gegenteil dessen dar, was man unter sozialer
Gerechtigkeit versteht.

Während jene, die in den Jahren des
berühmten „Wirtschaftswunders" un-
wahrscheinliche Gewinne einstreichen
konnten und immer reicher wurden,
geschont und die Vermögen einer statt-
lichen Anzahl Millionäre in der Bun-
desrepublik unangetastet bleiben, sol-
len die Kosten einer verfehlten Wirt-
schafts-, Sozial- und Rüstungspolitik
auf die Schultern der Lohn- und Ge-
haltsempfänger und der Rentner ab-
gewälzt werden.

Um das Defizit des Bundeshaushaltes
1968 bis 1971 zu verringern, werden
nach der Regierungsvorlage in diesen
vier Jahren u. a. eingespart:

1. an Bundeszuschüssen zur Renten-
versicherung 6,8 Milliarden DM;

2. bei den Kriegsopfern 1,3 Milliarden
DM;

3. beim Kindergeld 1,5 Milliarden DM;

4. bei der Förderung des Wohnungs-
baus 0,7 Milliarden DM.

Berücksichtigt man, daß ab 1. Juli die-
ses Jahres bereits die Ausbildungs-
zulage, das sogenannte Pennälergehalt,
ganz eingestellt wurde, so ergeben
sich für die Jahre 1968 bis 1971 bei
den Sozialausgaben des Bundes Ab-
striche von mehr als 12 Milliarden DM.
Gehen schon diese Abstriche im Bun-
deshaushalt allein zu Lasten der werk-
tätigen Bevölkerung, so hat sie fast
ausschließlich auch für die geplan-
ten Zusatzeinnahmen des Bundeshaus-
haltes geradezustehen: Bis zum Jahre
1970 sollen die Beitragssätze zur Ren-
tenversicherung jährlich um 1 Prozent
steigen oder um 2 Milliarden DM pro
Jahr. Die Erhöhung der Mehrwert-
steuer von 10,5 auf später 11 Prozent
und die drohenden Mieterhöhungen
durch Anhebung der Grundsteuer so-
wie die um jährlich 300 Millionen DM
erhöhte Abführung der Bundespost an
den 'Bundeshaushalt, die Tariferhöhun-
gen bei der Post nach sich zieht, wer-
den sich ohne Zweifel in Preiserhö-
hungen niederschlagen. Ferner sollen
die Sozialrentner ab 1. Januar 1968

4 Prozent ihrer Renten als Beitrag an
die Krankenversicherung abführen. Da-
mit werden den Rentnern pro Jahr
rund 1,2 Milliarden DM abgezogen.

Gegenüber diesen rigorosen Abstri-
chen im Sozialhaushalt bleiben die
3 Prozent sogenannte Ergänzungs-
abgabe zur Einkommens- und Körper-
schaftssteuer der Großverdiener lächer-
lich gering, und man kann es nur als
Hohn empfinden, wenn der CSU-
Finanzminister Strauß behauptet, der
„kleine Mann“ sei bei dieser „Spar-
politik" der Bundesregierung geschont
worden. Weitaus berechtigter ist da-
gegen, wenn der Vorstand der IG
Metall von einem Bündnis der Regie-
rung und der Unternehmer gegen die
wirtschaftlich und sozial Schwächsten
spricht.

Als reine Augenwischerei entpuppt
sich die angebliche Kürzung des Rü-
stungsetats. Der Verteidigungshaus-
halt war 1966/1967 um 1,4 Milliarden
auf rund 19,6 Milliarden DM erhöht
worden, um durch Vorauszahlungen
für künftige Waffenkäufe, die durch
den Vietnamkrieg strapazierte Devi-
senbilanz der USA aufzubessern. Für
Rüstungskäufe steht der Bundesregie-
rung jetzt in den USA ein Guthaben
von 3,2 Milliarden DM zur Verfügung.

Zunächst erklärte die Bundesregierung,
der Rüstungsetat werde im kommen-
den Jahr auf 18,2 Milliarden redu-
ziert, um dann bis 1971 wieder auf
20,3 Milliarden DM zu steigen. Auf
die Intervention des Verteidigungs-
ministeriums und der Bundeswehr-
generale wurde dieser Beschluß spä-
ter dahingehend korrigiert, daß 1968
für das Verteidigungsministerium, un-
ter Berücksichtigung des Guthabens in
den USA und der gesondert aufgeführ-
ten Besoldungserhöhung für Berufssol-
daten und Offiziere, 18,7, 1969 = 20,1»
1970 = 21,3 und 1971 = 22,0 Milliar-
den DM zur Verfügung gestellt wer-
den. Das heißt also, daß nicht 2 Mil-
liarden DM im Rüstungshaushalt ge-
spart werden, sondern der Wehretat 

im Jahre 1971 um 2,125 Milliarden DM
höher liegen wird als 1968. Von Kür-
zungen ist also keineswegs die Rede.

Tatsächlich gekürzt wurde dagegen der
Etat des Arbeitsministeriums, dem
1965 fast 15,8 Milliarden DM zur Ver-
fügung standen, 1966 aber nur noch
13,7 Milliarden. In diesem Jahr ist der
Haushaltsansatz zwar wieder auf rund
14,5 Milliarden DM erhöht worden,
das sind jedoch noch immer 1,3 Mil-
liarden weniger als der Ansatz 1965.
Aber selbst diese Erhöhung steht nur
auf dem Papier, da ja 1,45 Milliarden
DM an Bundeszuschüssen zur Renten-
versicherung in diesem Jahr nur als
Schuldbuchforderung übertragen wur-
den.

Bundeskanzler Kiesinger hat nach den
Beschlüssen im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung erklärt, daß
„die Zeit der Unsicherheit vorbei" sei.
Das ist nicht nur ein schlechter Trost
für jene, die die Lasten einer verfehl-
ten und gefährlichen Politik zu tragen
haben, sondern es stimmt auch nicht:
Jede solide Finanzplanung, ob im
Staat, in der Wirtschaft oder im pri-
vaten Leben, muß von den mit Sicher-
heit zu erwartenden Einnahmen aus-
gehen. Die Finanzplanung der Bundes-
regierung geht aber nicht von den
realen Verhältnissen aus, sie macht
vielmehr in geradezu unverantwort-
lichem Optimismus.

Um die Ausgaben des Bundeshaushalts
abzusichern, unterstellt die Regierung
Kiesinger/Brandt, offensichtlich im Wi-
derspruch zu allen wirtschaftlichen
Voraussagen, ein jährliches Wachstum
des Bruttosozialproduktes von durch-
schnittlich etwa 5 bis 5Vs Prozent. Nun
zeigt aber die wirtschaftspolitische
Entwicklung der Bundesrepublik, daß
eine derartige Zuwachsrate nicht zu
erreichen ist, selbst bei günstigsten
Bedingungen nicht. Angesichts der sich
zweifellos noch sehr lange hinziehen-
den „Talwanderung" und bei dem
Mangel an günstigen Bedingungen,
die einen schnellen wirtschaftlichen
Aufstieg ermöglichen, ist das Maxi-
mum dessen, was erwartet werden
kann, 1 bis 2 Prozent Zuwachs im
Durchschnitt des Jahres.

Sicher könnte der wirtschaftliche Auf-
schwung gefördert und eine gewisse
Stabilität erreicht werden, wenn sich
die Bundesregierung zu einer drasti-
schen Senkung der Rüstungslasten
verstehen würde. Das würde jedoch
eine Änderung der aggressiven Außen-
und Militärpolitik voraussetzen. Doch
die Hoffnung auf einen Wandel der
bundesdeutschen Politik ist nach den
bisherigen Erfahrungen der Tätigkeit
der Kiesinger/Brandt-Regierung eitel.

H. S.
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Rostock: Treffpunkt für Verständigung

Zum 10. Male Arbeiterkonferenz während der Ostseewoche

Gewerkschafter aus Ostseeanliegerstaaten trafen sich

„Im ganzen gesehen scheint es dem kommunistischen Regime gelungen zu sein,
ein gewisses Fundament des Vertrauens bei seinen Bürgern zu erringen. Es
handelt sich um Vertrauen in eine kontinuierliche wirtschaftliche Entwicklung,
die dem einzelnen eine sichere Existenz sichert." Mit diesen zwei lapidaren
Sätzen hat der Journalist Thomas H. Reidie in den „Düsseldorfer Nachrichten"
vom 19. Juli in der Tat einen der wesentlichsten Eindrücke wiedergegeben, die
man von „drüben," vom „anderen deutschen Staat", von einem Besuch in der
DDR mit nach Hause bringt. Es herrscht eine auffallende Zuversicht in die
Zukunft ausgerechnet in dem Augenblick, wo sie hierzulande im Zeichen einer
krisenhaften wirtschaftlichen Entwicklung zu schwinden beginnt.

T. H. Reidie teilt diesen Eindruck mit
400 anderen Journalisten, die in die-
sem Jahr an der Ostsee-Woche teil-
nahmen, von der der angesehene
schwedische Schriftsteller Ivar Lo Jo-
hansson laut einem Bericht in der
„Frankfurter Rundschau" mit dem Aus-
ruf zurückkehrte: Macht endlich Sdiluß
mit den „irrsinnigen Wahnvorstellun-
gen über die DDR!“ Dieser Staat in-
mitten Europas existiere, man müsse
ihn anerkennen, wenn man die Kriegs-
gefahren abbauen wolle. Schweden
könne sich durchaus hinter die Losung
stellen: „Die Ostsee soll ein Meer des
Friedens sein!"

Das ist seit zehn Jahren die Zentral-
losung der Arbeiterkonferenzen, die
während der Ostsee-Wochen stattge-
funden haben. Ihre wachsende Bedeu-
tung können nur Ignoranten über-
sehen. Auf der ersten Konferenz 1957
zählte «man noch 256 Teilnehmer, auf
der Jubiläumskonferenz in diesem
Jahr waren es nicht weniger als 822
Delegierte, Gäste und Beobachter, die
nach Rostock mit der Bereitschaft ge-
kommen waren, sachliche Gespräche
zu führen.

Veranstalter der Konferenzen ist das
„Ständige Komitee“ unter seinem Vor-
sitzenden Rudi Speckin, einem ge-
wandten Mittler mit großen nordischen
Sprachkenntnissen. Er wurde auch in
diesem Jahre wieder in seinem Amt
bestätigt. Die Arbeiterkonferenzen in
Rostock — diesen Eindruck gewinnt
man — sind keine propagandistische
show, sondern der seit 10 Jahren
wohlvorbereitete Boden für die sach-
liche Erörterung gemeinsamer Pro-
bleme. Das unterstreicht ein Blick in
die Teilnehmerliste, die Gewerkschaf-
ter aus dem Bereich des Internatio-
nalen Bundes Freier Gewerkschaften
und aus dem Weltgewerkschaftsbund
verzeichnet, das unterstreichen aber
auch die beiden Themen der jüngsten
Veranstaltung in Rostock.

Die nordischen Delegierten traten mit
einem Mandat von 629 800 Gewerk-
schaftskollegen auf. Die Vertreter der
Gewerkschaften aus den sozialistischen
Ostsee-Ländern, aus der Sowjetunion,
Polen und der DDR repräsentierten
die Millionen Mitglieder ihrer Orga-
nisationen. Unter den Ehrengästen der
6

Konferenz waren bekannte Gewerk-
schaftsführer: Arvo Hautala, Zweiter
Vorsitzender des Zentralverbandes der
finnischen Gewerkschaften (ASK); Al-
fred Petersen, ehemaliger Vorsitzen-
der des Dänischen Arbeilsmann- und
Spezialarbeiterverbandes; Tord Ek-
ström, Leiter der Vereinigten ökono-
mischen Abteilung der schwedischen
Gewerkschaft der Wald-, Holz- und
Zellulosearbeiter; Edward Sigurdson,
Vizevorsitzender des Allisländischen
Gewerkschaftsverbandes; Viktor Blum,
Vorsitzender des ZK der Gewerk-
schaften der Lettischen SSR; Jaroslaw
Gajewski, Stellvertretender Vorsit-
zender des Zentralrates der polnischen
Gewerkschaften; Raidar-Langas, Sekre-
tär im Graphischen Verband Nor-
wegens; für den Weltgewerkschafts-
bund trat Victor Podzerco in Erschei-
nung und Wolfgang Beyreuther für
den Freien Deutschen Gewerkschafts-
bund.

„Abrüstung, sozialer Fortschritt, De-
mokratie und europäische Sicherheit"
lautete das erste und „Gewerkschaf-
ten und technischer Fortschritt" das
zweite Thema der Veranstaltung. Dem
Reichstagsabgeordneten und Sekretär
für internationale Verbindungen beim
finnischen ASK, Olavi Saarinen, ge-
lang eine sehr differenzierte Darstel-
lung der Sicherheitsprobleme, wobei
für den bundesdeutschen Beobachter
die Darstellung der deutschen Frage
besonders interessant war.

Die Bundesrepublik — diesen Eindruck
vermittelte auch die ganze spätere
Diskussion — ist das Sorgenkind Eu-
ropas, dem man trotz aller bitteren
Lehren der Vergangenheit weitere
Torheiten auf Kosten der Völker zu-
traut. Sie ist der einzige Staat, der
gegenwärtig noch Gebietsforderungen
stellt. Verbunden mit der Forderung
nach Atomwaffen kann das Krieg be-
deuten. Ein Krieg in Europa, meint
Olavi Saarinen, kann nur wieder „ein
Großkrieg sein". Hatten wir „nicht die
Ehre, bei zwei Weltkriegen die Haupt-
szenerie zu stellen"?

Eindrucksvoll auch, wie der Pole Ga-
jewski sich mit den Erscheinungen
der neonazistischen Restauration in
der Bundesrepublik auseinandersetzte,
als er in Anspielung auf die NPD dar-

an erinnerte, daß auch die NSDAP
einmal sehr klein angefangen habe
und dann zur beherrschenden und ver-
nichtenden politischen Kraft wurde.
Aber Gajewski wandte sich in seinem
Beitrag auch den hoffnungsvollen An-
sätzen einer politischen Klimaverände-
rung in Europa zu, die nicht zuletzt
durch die zunehmenden internationa-
len gewerkschaftlichen Kontakte ge-
fördert worden ist. „Alles spridit da-
für, daß wir vor einer neuen Etappe
des konsequenten, ausdauernden
Kampfes um die Festigung der Aktions-
einheit aller Werktätigen um Frieden
und gesellschaftlichen Fortschritt ste-
hen."

Die Erörterung des zweiten Themas
der Konferenz, „Technischer Fort-
schritt und Gewerkschaften", litt unter
dem etwas schwachen Einführungs-
referat von Kay Buch, dem Glostruper
Vorsitzenden des Verbandes der Spe-
zial- und Fabrikarbeiter Dänemarks.
Die Frage, wie sich die Arbeiter an-
gesichts einer immer größer werden-
den Zusammenballung der Produk-
tion und des Kapitals, der unter kapi-
talistischen Bedingungen auftretenden
negativen Folgen der Automation er-
wehren können, wurde zuwenig kon-
kret behandelt. Die allgemeine For-
derung, daß die Gewerkschaften sich
„Einfluß auf die Organisation der Ar-
beit, auf Einstellung, Entlassung und
Einsatz der Arbeitskräfte erkämpfen
müssen", wirft die konkrete Frage
nach dem „Wie?" auf.

Wolfgang Beyreuther ging auf die
Bewältigung der Probleme unter so-
zialistischen Bedingungen ein, wobei
er betonte, daß auch hier keinesfalls
von „einer glatten Asphaltstraße" ge-
sprochen werden könne. Das sozia-
listische Eigentum an den Produk-
tionsmitteln erlaube jedoch eine groß-
zügigere Planung, die nicht vom Pro-
fitstreben diktiert sei und von vorn-
herein den Menschen zu dienen habe.
12 678 Ständige Produktionsberatun-
gen, in denen heute schon 176 000 Ge-
werkschaftsmitglieder einen unmittel-
baren Einfluß auf das Produktions-
geschehen ausüben, dazu die Tätigkeit
in den Gesellschaftlichen Räten, die
gewissermaßen die Funktion des so-
zialistischen Aufsichtsrales erfüllen,
sorgen entscheidend mit dafür, daß
die Menschen die Technik beherrschen
und nicht die Technik die Menschen.
Keine Frage, daß dieses Thema noch
auf vielen internationalen Konferen-
zen der Vertiefung und des Erfahrungs-
austausches bedarf.

Die Konferenz in Rostock, an der bun-
desdeutsche Gewerkschafter leider
immer noch ohne den Rückhalt ihrer
Organisationen teilnehmen mußten,
schloß mit einem Appell zur Zusam-
menarbeit und dem Vorschlag zu einer
europäischen Arbeiterkonferenz. Sicher
ist der Weg dahin noch weit, über die
Notwendigkeit eines größeren Ein-
flusses der Arbeitnehmerschaft auf die
Geschicke unseres Kontinents sollte es
aber eigentlich keinen Streit mehr
geben. Hans-Peter Scherff



Ostköfntökte auf breiterer Ebene

DGB und Gewerkschaften setzen Verständigung fort

Umfangreiche Verbindungen besonders bei der OTV

Die Beziehungen des DGB und von Einzelgewerkschaften zu Gewerkschafts-
organisationen in osteuropäischen Ländern beginnen über erste schüchterne
Anfänge hinauszuwachsen. Sowohl der DGB als auch die Industriegewerkschaf-
ten Metall und Chemie-Papier-Keramik sowie die Gewerkschaft Öffentliche
Dienste, Transport und Verkehr haben für die nächsten Monate ein bemerkens-
wertes Besuchs- und Auslauschprogramm mit Gewerkschaften in der Sowjet-
union und in anderen sozialistischen Ländern vereinbart.

In seiner Sitzung Anfang Juli beschloß
der DGB-Bundesvorstand, eine DGB-
Abordnung zum Allunionskongreß der
Gewerkschaften im Dezember nach
Moskau zu entsenden. Die ursprüng-
liche Erwägung, die Einladung der so-
wjetischen Ge werkschaf tsdelegation,
die kürzlich die Bundesrepublik be-
suchte, zur Teilnahme an den Feierlich-
keiten zium 50. Jahrestag der Oktober-
revolution anzunehmen, wurde zurück-
gestellt. Die Auffassung des DGB-Bun-
desvorstandes, bei den Revolutions-
feierlichkeiten handele es sich um eine
„Staats- und Parteiangelegenheil", gab
den Ausschlag für die Entscheidung,
einer Teilnahme am Gewerkschafts-
kongreß den Vorzug zu geben.

Unmittelbar vor der Sitzung des DGB-
Bundesvorstandes hatte der heutige
IG Bau-Angestellte und 1961 aus dem
IG Metall-Vorstand entfernte Leber-
Gelolgsmann Kuno Brandei in dem
Springer-Organ „Die Welt" versucht,
den DGB und die Gewerkschaften zu
einem sofortigen Abbruch der ostpoli-
tischen Verständigungsbemühungen
zu bewegen. Stattdessen distanzierte
sich der DGB-Bundesvorstand in der
Sitzung von der Haltung Brandeis und
beschloß ausdrücklich, den eingeschla-
genen Weg zur Herstellung normaler
Beziehungen zu den Gewerkschaften
in sozialistischen Ländern fortzusetzen.
Die Gewerkschaft OTV, deren Vor-
sitzender Heinz Kluncker im Frühjahr
1966 mit einer Reise nach Karlsbad in
der CSSR ein lange gehütetes Tabu
durchbrach und so den Weg für die
Herstellung von Verbindungen zu Ge-
werkschaften in kommunistisch, re-
gierten Ländern ebnete, hat inzwischen
rege Aktivität in dieser Richtung ent-
wickelt. Heinz Kluncker weilte Ende
Juli zum zweiten Male in der Sowjet-
union, diesmal auf Einladung der Ge-
werkschaft der Gemeindearbeiter. Im
kommenden Oktober werden die so-
wjetischen Gewerkschafter zu einem
Gegenbesuch in die Bundesrepublik
kommen, um als Gäste der OTV die
Arbeits- und Lebensbedingungen der
westdeutschen Arbeitnehmer kennen-
zulernen.

Eine ungarische Gewerkschaftsdelega-
tion, in der die Gewerkschaften der
Werktätigen des öffentlichen Dienstes,
des Transport- und Verkehrswesens
und des Gesundheitsdienstes vertreten
waren, weilte im Juni auf Einladung
der OTV in der Bundesrepublik. Dele-

gationsleiter Dr. Jokai sprach sich für
die Ausdehnung des beiderseitigen In-
formationsaustausches aus und regte
an, die Kontakte auch auf Erholungs-
reisen von Gewerkschaftsmitgliedern
in gewerkschaftseigene Heime auszu-
dehnen/ Eine solche Regelung wurde
zwischen der OTV und ihren Gewerk-
schaftsparlnern in der Tschechoslowa-
kei bereits getroffen.

Darüber hinaus hat die OTV-Gewerk-
schaft auch Beziehungen zu bulgari-
schen und polnischen Gewerkschaften
hergeslellt bzw. Delegationsaustausche
durchgeführt oder in Aussicht genom-
men. An dem Internationalen Seminar
der OTV, das vom 19. Juni bis 1. Juli
1967 in der gewerkschaftseigenen
Michael-Rott-Schule in Mosbach statt-
fand, nahmen zum erstenmal, neben
Gewerkschaftern aus den USA und aus
mehreren west- und nordeuropäischen
Landern, tschechoslowakische und ju-
goslawische Vertreter teil. Ab 1968
soll mit westdeutschen und sowjeti-
schen Gewerkschaftern jährlich ein
eigenes Seminar veranstaltet werden,
das wechselnd in der Bundesrepublik
und in der UdSSR stattfindet.

Offensichtlich ist die Gewerkschaft
OTV dabei, ein nachahmenswertes
Model! für die Gestaltung der Be-
ziehungen zwischen Gewerkschaften
in unterschiedlichen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Systemen, wie sie
die westdeutsche kapitalistische und
die osteuropäischen sozialistischen
Ordnungen darstellen, zu entwickeln.
Dabei sollte aber nicht übersehen wer-
den, daß auch die OTV über die von
der offiziellen Politik gesetzten Gren-
zen hinausgeht. Ihre Aktivitäten be-
wegen sich völlig im Rahmen jenes
Staatenkreises, der von der Bundes-
regierung für die Herstellung von
vielerlei Verbindungen für würdig be-
funden wird. Das eigentliche Tabu in
diesem Komplex, die Einbeziehung der
FDGB-Gewerkschaften in die Kontakte,
ist bislang noch von keiner Gewerk-
schaft durchbrochen worden, womit die
Parallelität zur offiziellen Regierungs-
politik 'in Bonn gewahrt bleibt.

Ohne Zweifel ist es nunmehr ange-
bracht, um nicht unglaubwürdig und
politisch verklemmt zu erscheinen,
aber insbesondere auch, um in der
deutschen Frage die Arbeitnehmer-
position zu stärken, den entscheiden-
den Schritt zur Aufnahme von Kon-

Die Zwangsschlichtung

wird abgeschafff

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat
sich im Juli in erster Lesung mit einem
SPD-Antrag beschäftigt, wonach die im
„Gesetz über das Ausgleichs- und
Schiedsverfahren in Arbeitsstreitigkei-
ten" vorgesehene Zwangsschlichtung
abgeschafft werden soll. Das Gesetz
stammt aus dem Jahre 1949 und geht
auf die französische Besatzungsmacht
zurück. Es gibt dem Landesschlichter
das Recht, einen Arbeitskampf zu be-
enden, indem er einen Schiedsspruch
auch gegen den Willen einer beteilig-
ten Partei verbindlich erklärt. Dieser
Passus soll nun gestrichen werden. Die
Fraktionen im rheinland-pfälzischen
Landtag sind sich weitgehend darüber
einig. — Eine Zwangsschlichtung die-
ser Art gibt es außerdem nur noch in -
Südwürttemberg.
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takten zu Gewerkschaften in der DDR
zu tun. Zwar betonte Heinz Kluncker
gegenüber der ungarischen Gewerk-
schaftsdelegation mit Nachdruck, daß
die Kontakte seiner Gewerkschaft zu
osteuropäischen Gewerkschaften nicht
gegen die DDR gerichtet seien, und
sagte er bei anderer Gelegenheit, man
könne sich auf die Dauer nicht am
FDGB vorbeimogeln, aber die Konse-
quenzen aus solchen Versicherungen
lassen doch lange, allzu lange auf sich
warten. Sb.

Metall- und Chemiedelegationen
nach Ungarn

Entsprechend dem Beschluß des 7. Ge-
werkschaftstages der IG Chemie-
Papier-Keramik, Kontakte mit den Ge-
werkschaften osteuropäischer Länder
aufzunehmen, besuchte vom 24. bis 31.
Juli 1967 der IG Chemie-Vorsitzende
Wilhelm Gefeller zusammen mit Mit-
gliedern des geschäftsführenden Vor-
standes seiner Gewerkschaft die Volks-
republik Ungarn. Die Abordnung der
IG Chemie unterrichtete sich auf Ein-
ladung der ungarischen Chemie-Ge-
werkschaft über die Wirtschafts- und
Arbeitsbedingungen in der chemischen
Industrie Ungarns. Zugleich wurden
die Möglichkeiten für einen Ausbau
der beiderseitigen Beziehungen er-
örtert.

In der ersten Juli-Hälfte halte bereits
eine Delegation des Vorstandes der
IG Metall unter Leitung des geschäfts-
führenden Vorstandsmitgliedes Gerd
Muhr Ungarn besucht. Die IG Metall-
Vertreter, zu denen auch der Bezirks-
leiter von München, Erwin Essl, und
„Metall"-Chefredakteur Jakob Moneta
gehörten, führten Gespräche mit den
Spitzen der ungarischen Metallarbei-
ter-Gewerkschaft, besichtigten Betriebe
und Sozialeinrichtungen und diskutier-
ten mit Betriebsfunktionären.
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Tarifbewegung mit Hindernissen

Sicherung des Erreichten Ziel der Tarifbewegung 1967
Aber mehr Entschlossenheit dabei dringend notwendig

Die gewerkschaftliche Tarifpolitik war seit Bestehen der Bundesrepublik noch
nie so kompliziert wie in diesem Jahr. Jene, die in den „fetten Jahren" nicht
kämpfen wollten, um die Konjunktur nicht zu gefährden, müssen feststellen, daß
der Kampf in der Flaute nicht gerade leichter ist. Von 21 Millionen Arbeitneh-
mern, die in der Wirtschaft beschäftigt sind, haben in den ersten sieben Mona-
ten dieses Jahres nur 2,4 Millionen tarifliche Lohn- und Gehaltserhöhungen von
— umgerechnet auf zwölf Monate — 2,5 Prozent bekommen. Die Tarifbewe-
gungen großer Gewerkschaften sind ins Stocken geraten, andere Gewerkschaften
haben auf Tarifkündigungen verzichtet oder diese hinausgeschoben.

Tatsächlich stehen die meisten Lohn-
und Gehaltserhöhungen nur auf dem
Papier. Der DGB beziffert den realen
Abbau der Lohnsumme in den ersten
Monaten dieses Jahres auf 4 Prozent.
Umgerechnet auf das Jahr ergibt sich
daraus ein Lohn- und damit Kaufkraft-
verlust von 10 Milliarden DM. Man
kann aber noch nicht davon sprechen,
daß es den Gewerkschaften gelungen
ist, die Reduzierung der übertariflichen
Arbeitnehmereinkommen durch die
Arbeitgeber zu stoppen. Wenn der
Lohn- und Sozialabbau in den Betrie-
ben weitergeht, wird es bei den 10 Mil-
liarden DM Lohn- und Gehaltseinbu-
ßen nicht bleiben.

Nachdem es der IG Metall in der eisen-
schaffenden Industrie gelungen ist, eine
geringfügige Aufbesserung der Lohn-
und Gehaltstarife ab 1. Oktober durch-
zusetzen und so die Spanne zwischen
Tarif- und Effektivlohn etwas zugun-
sten der tariflichen Einkommenssiche-
rung zusammenzudrücken, konzentriert
sich ihr diesbezügliches Bemühen jetzt
vornehmlich auf die metallverarbei-
tende Industrie. .Ziel der Tarifbewe-
gung 1967 ist es", erklärte der Vor-
stand in einer Extraausgabe von .Me-
tall" Anfang Juli, „die tatsächlichen
Einkommen (Effektiveinkommen) gegen
den einseitigen Abbau durch die Ar-
beitgeber zu sichern. Damit sollen die
betrieblichen freiwilligen Sozialzula-
gen, die unmittelbar mit dem Lohn
ausgezahlt werden, aber überwiegend
Barleistungen sind, ebenfalls abgesi-
chert werden."

Die Löhne und Gehälter in der metall-
verarbeitenden Industrie liegen zur
Zeit durchschnittlich um 20 bis 25 Pro-
zent über dem Tarifniveau, wobei in
einzelnen Bereichen die übertariflichen
Einkommen ein Drittel und mehr aus-
machen. Wenn dieser Teil des Ein-
kommens der unternehmerischen Will-
kür entzogen werden kann, wie das
mit der tarifvertraglichen Erfassung
durch die Gewerkschaft beabsichtigt
ist, würde das erheblich zur Stärkung
der sozialen Sicherheit aller in diesem
Wirtschaftszweig Beschäftigten und
zur Stützung der Konjunktur durch die
Erhaltung von Kaufkraft beitragen.

Nach der Kündigung aller Lohn- und
Gehaltsverträge (ausgenommen die
bayerischen) durch den Gesamtver-
band metallindustrieller Arbeitgeber-
verbände (Gesamtmetall) am 31. Mai
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1967 und der damit verbundenen For-
derung nach einer Lohnpause bis zum
31. März 1968 ist die IG Metall be-
strebt, in einzelnen Tarifbezirken ihr
erklärtes Ziel durchzusetzen. So hat
die IG-Metall-Tarifkommission für das
Tarifgebiet Nordrhein-Westfalen fol-
gende Forderungen erhoben:

■ Einheitliche Festsetzung des Eck-
lohns für alle Lohnarten auf 3,85 DM
die Stunde;
■ Arbeiter, die im Zeitlohn arbeiten,
erhalten eine Leistungszulage von
mindestens 5 Prozent; in jedem Be-
trieb und in jeder Lohngruppe soll sie
im Durchschnitt 15 Prozent des Tarif-
lohns ausmachen;
■ für Arbeiter und Angestellte dür-
fen die betrieblichen Zuwendungen
(Weihnachtsgratifikation, Jahresab-
schlußvergütung, Erfolgs- und Ergeb-
nisbeteiligung, Produktionsprämie
usw.) 30 Prozent des Monatsverdien-
stes innerhalb eines Jahres nicht un-
terschreiten;
■ über den Abschluß eines neuen Ge-
haltsrahmentarifvertrages soll zügig
verhandelt werden.

Ähnliche Forderungen wurden von
den Tarifbezirken Baden - Württem-
berg, Hessen, Hamburg und Nieder-
sachsen gestellt. Erste Gespräche mit
den Arbeitgebern verliefen ohne Er-
folg. InBaden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen wurden die Verhand-
lungen auf September vertagt, in Nie-
dersachsen beginnen sie am 11. Au-
gust. Offensichtlich ist es die Taktik
der Metallindustriellen, Zeit zu ge-
winnen und so viel wie möglich von
der Lohnstopp-Konzeption zu retten.

In dieser Taktik sind sich Staat und
Unternehmerschaft offenbar einig. So
wurden auch die Tarifgespräche im
öffentlichen Dienst, bei Bundesbahn
und Bundespost auf den 15. September
verschoben, weil sich angeblich Bun-
desregierung, Länder und Gemeinden
„außerstande" sehen, „angesichts der
gesamtwirtschaftlichen Situation" ein
Angebot zu unterbreiten. Die Gewerk-
schaften OTV und DAG sowie die
Post- und Eisenbahnergewerkschaft
fordern eine Heraufsetzung der Ange-
stelltengrundvergütung um 4,5 Prozent
und der Arbeiterecklöhne um 15 Pfen-
nig. Außerdem soll ein Stufenplan zur
Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf
40 Stunden beraten werden.

Die Gewerkschaft Textil - Bekleidung
hat schon jetzt erklärt, daß sie auf die
Kündigung der Tarifverträge zum
nächstmöglichen Termin — dem 30.
September 1967 — verzichten werde.
Die wirtschaftliche Lage, so begrün-
dete die Gewerkschaft ihre Entschei-
dung, sei in der Textilindustrie un-
günstiger als in den meisten anderen
Wirtschaftszweigen. Angesichts sin-
kender Reallöhne und eines Beschäf-
tigtenrückganges von 11 Prozent oder
50 000 in einem Jahr erhob der Vor-
stand jedoch zwei Forderungen: Durch
Verhandlungen mit den Arbeitgebern
sollen Vereinbarungen getroffen wer-
den, die weiteren Lohnabbau und
Akkordänderungen unterbinden; fer-
ner strebt die Gewerkschaft Textil-
Bekleidung einen erweiterten Kündi-
gungsschutz vor allem für ältere und
langjährig betriebstreue Arbeitnehmer
an.
Für die Landarbeiter sind die Lohn-
verhandlungen auf unbestimmte Zeit
vertagt worden.
Offenkundig fällt es den Gewerkschaf-
ten angesichts des massiven Drucks
von Regierung und Unternehmerver-
bänden immer schwerer, sich zur
Durchsetzung ihrer berechtigten An-
liegen zu entschließen. Die Gewerk-
schaften müssen heute an zwei Fron-
ten kämpfen, wenn sie Erfolge errin-
gen wollen: gegen den Starrsinn und
Egoismus der Unternehmer und gegen
die konzertierte Aktion und andere
Fallstricke der Großen Koalition. Es
setzt sich in diesen Wochen immer
mehr die Erkenntnis durch, daß die
Gewerkschaften auch unter den Bedin-
gungen der Großen Koalition um diese
Auseinandersetzung mit den Eigen-
tümern und Managern der Produk-
tionsmittel nicht herumkommen.
Wenn es sich als äußerst schwierig
erweist, in dieser Phase der Krise zu
effektiven Anhebungen der Löhne und
Gehälter zu gelangen, obwohl das für
die soziale Sicherheit der Arbeitneh-
mer und für die Wirtschaftsbelebung
notwendig wäre, so ist es aber un-
erläßlich, den Kampf um die Vertei-
digung des sozialen Standards und
der effektiven Arbeitnehmereinkom-
men entschlossener zu führen, als das
bislang der Fall war. Die Gewerkschaf-
ten müssen sich dazu entschließen,
durch systematische Aufklärung in den
Betrieben die Überzeugung zu verbrei-
ten, daß die Belegschaften bei Ab-
wehraktionen fest mit gewerkschaft-
licher Unterstützung rechnen können.
Die Kampfbereitschaft unter den Ar-
beitnehmern ist, wie mehrere Beispiele
aus jüngster Zeit zeigen, weitgehend
vorhanden; aber sie entsteht auch nicht
ganz von selbst.
Den Unternehmern muß sehr energisch
klargemacht werden, daß die Geduld
der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk-
schaften zu Ende ist, wenn die soziale
Uhr zurückgedreht werden soll, wie
das gegenwärtig auf breiter Front ge-
schieht. Etwas mehr Entschlossenheit
und Findigkeit bei der Verteidigung
des Erreichten wären durchaus ange-
bracht. K. Kilian



Lohnstopp-Konzepf wurde verdorben

Neue Tarifverträge für eisenschaffende Industrie

Erster Erfolg der IG Metall bei der Verdienstsicherung

Durch die Vereinbarung von neuen Lohn- und Gehaltslarifverträgen zwischen
der IG Metall und dem Unternehmerverband Eisen und Stahl konnte die monate-
lange Tarifauseinandersetzung in der eisenschaffenden Industrie von Nord-
rhein-Westfalen beendet werden. Das Abkommen von Kettwig, das inzwischen
von den zuständigen Gremien der Tarifparteien gebilligt wurde, bedeutet keine
zusätzliche Kostenbelastung für die Stahlindustrie und verfolgt das Ziel, die
210 000 Beschäftigten der Hütten-, Stahl- und Walzwerke Nordrhein-Westfalens
vor einem weiteren Abbau der Einkommen zu bewahren.

Mit dem Abschluß der neuen Lohn-
und Gehaltstarifverträge hat die IG
Metall eine weitere Absicherung der
Effektivverdienste erreicht, nachdem
bereits im Jahre 1965 freiwillige be-
triebliche Leistungen in Höhe von 50
Prozent eines 13. Monatseinkommens
tarifiert worden waren. Die neue Ver-
einbarung legt fest, daß die tariflichen
Ecklöhne der Stahlarbeiter um 12 Pf
je Stunde von 3,60 auf 3,72 DM und
die Tarifgehälter der Angestellten
über 21 Jahre um 24 DM mit voller
Anrechenbarkeit auf die Effektivver-
dienste erhöht werden.

man nicht um die Feststellung herum,
daß es zumindest zwei „Schönheits-
fehler“ aufweist. Da ist zunächst die
siebenmonatige Lohnpause, die bei-
spielsweise durch eine weitere Ab-
sicherung der sogenannten „Extras"
hätte kompensiert werden müssen.
Und da ist ferner die Tatsache, daß
keine effektive Lohn- und Gehalts-
erhöhung, wie in anderen Wirtschafts-

zweigen, vereinbart werden konnte,
obwohl die letzte Tariflohnerhöhung
vor rund zweieinhalb Jahren erfolgte
und auf die Stahlarbeiter infolge der
jüngsten Bonner Kabinettsbeschlüsse
zur Sanierung von Haushalt und Wirt-
schaft neue zusätzliche Belastungen
zukommen. Dieses Versäumnis wiegt
um so schwerer, als sich das Brutto-
einkommen der Stahlarbeiter durch
Feierschichten, Kurzarbeit, Umbeset-
zungen und Lohnabbau um durch-
schnittlich 10 Prozent verringert hat.

Die IG Metall steht jetzt vor der Auf-
gabe, für die strikte Einhaltung der
neuen Lohn- und Gehaltstarife Sorge
zu tragen und dafür einzutreten, daß
auch tatsächlich der Lohnabbau in den
Werken der Stahlindustrie aufhört.
Sie muß den Stahlkonzernen unmiß-
verständlich klarmachen, daß ihre
abermalige Kompromißbereitschaft kein
Zeichen von Schwäche ist und daß
jeder Versuch, die neuen Vereinbarun-
gen in irgendeiner Form zu unterhöh-
len, auf entschiedenen gewerkschaft-
lichen Widerstand stoßen wird. G. B.

Mit Streik gegen Lohnabbau
Die von der Gewerkschaft geforderte
Anhebung der Lehrlingsvergütung um
20 DM konnte dagegen noch nicht ge-
regelt werden. Die Lohn- und Gehalts-
tarifverträge traten mit Wirkung vom
1. Juli in Kraft und sind erstmals zum
31. Mai 1968 kündbar.

Damit ist es der IG Metall gelungen,
das von den Stahlkonzernen ange-
strebte Lohndiktat zu durchbrechen.
Denn die Verhandlungskonzeption des
Untemehmerverbandes Eisen- und
Stahlindustrie war ganz eindeutig dar-
auf gerichtet, der IG Metall einen un-
befristeten Lohnstopp aufzuzwingen,
in der Absicht, den Konzerngewaltigen
die Fortsetzung des Lohn- und Ge-
haltsabbaus zu erleichtern. Diesem un-
sozialen Vorhaben ist nun durch die
neuen Lohn- und Gehaltstarife ein
Riegel vorgeschoben worden, da die
Anhebung der Tariflöhne und -gehäl-
ter ohne Zweifel eine gewisse Absiche-
rung der Effektivverdienste bedeutet.

Die plötzliche Kompromißbereitschaft
der Stahlkonzerne ist einmal darauf
zurückzuführen, daß die IG Metall
nach dem Scheitern der Tarifverhand-
lungen vor der Einleitung von ge-
werkschaftlichen Kampfmaßnahmen
stand; zum anderen hatte man im Un-
ternehmerverband begriffen, daß die
öffentliche Meinung gegen die provo-
katorische und einen möglichen Ar-
beitskampf heraufbeschwörende Poli-
tik der Konzernherren und für die IG
Metall war, die in den monatelangen
Verhandlungen erwiesenermaßen eine
kostenneutrale Tarifpolitik verfolgt
und nichts anderes gewünscht hatte
als die Absicherung der gegenwärti-
gen Arbeitnehmereinkommen.

Das Abkommen von Kettwig bedeutet
zwar einen Fortschritt, doch kommt

Mit einem unbefristeten Arbeitskampf
haben die Fliesenleger von Nordrhein-
Westfalen den Versuch der bau-
gewerblichen Unternehmerverbände
beantwortet, die Akkordwerte zu kür-
zen. Seit dem 10. Juli werden rund
640 Fliesenlegerbetriebe bestreikt. Am
Streik, der bei Redaktionsschluß noch
andauerte, nehmen etwa 6500 Fliesen-
leger teil, nachdem eine Urabstimmung
der organisierten Arbeitnehmer eine
98prozentige Mehrheit für gewerk-
schaftliche Kampfmaßnahmen ergeben
halte.

Der Arbeitskampf im Fliesenleger-
handwerk von NRW ist der IG Bau,
Steine, Erden von den Unternehmern
aufgezwungen worden. Die baugewerb-
lichen Verbände hatten den Akkord-
tarifvertrag zum 30. April gekündigt
und gleichzeitig einen neuen Vertrags-
entwurf vorgelegt, der Kürzungen der
Akkordsätze in Einzelfällen bis zu
70 Prozent und im Durchschnitt zwi-
schen 30 und 50 Prozent vorsieht. „Der
Baugewerksverband", so stellte die
IG Bau-Steine-Erden in einem Streik-
aufruf fest, „hat die Akkordtarifver-
träge gekündigt mit dem Ziel, die
Akkordlöhne drastisch zu senken. So
verlangen z. B. die Unternehmer in
Nordrhein-Westfalen einen Abzug von
etwa 46 Prozent im Mittel. Im Weige-
rungsfälle wurde den 6500 Arbeitneh-
mern mit Entlassung gedroht."

Bei den wochenlangen Verhandlungen,
die der Tarifkündigung folgten, zeigte
sich ganz deutlich, welche Zielsetzung
sich die Unternehmer gestellt hatten.
Einmal wollten sie die allgemeinver-
bindlichen Lohnerhöhungen vom 1. Juli
und 1. September 1967 für Akkord-
arbeiter nicht zum Tragen kommen
lassen. Zum anderen war es ihre er-

klärte Absicht, durch den Abbau der
Akkordlöhne den Arbeitnehmern die
Lasten der Bauflaute aufzubürden. Vor
allem die unverhüllte Drohung mit
möglichen Massenentlassungen be-
weist, daß die Unternehmer mit der
ohne Zweifel vorhandenen Existenz-
angst der Bauarbeiter ein Geschäft
machen wollten.

So wurden im Bauhauptgewerbe im
Mai 218 Millionen Arbeitsstunden ge-
leistet, das waren 19 Prozent weniger
als im gleichen Vorjahresmonat. Da-
gegen verminderte sich die Baupro-
duktion in den ersten vier Monaten
nur um 12,5 Prozent. Trotzdem fiel der
Umsatz im gleichen Zeitraum nur um
2 Prozent auf 11,5 Milliarden DM zu-
rück. Wer die Bauflaute bezahlen muß,
geht auch daraus hervor, daß sich die
Zahl der Baubeschäftigten im Ruhr-
gebiet innerhalb eines Jahres um 13,7
Prozent verminderte, während der Um-
satz des Bauhauptgewerbes aber nur
um 4,4 Prozent zurückging. Kein Wun-
der also, daß es nicht zuletzt auch die
Bauarbeiter sind, die die Hauptgruppe
der insgesamt 137 000 Arbeitslosen in
NRW stellen.

An der Unternehmerkonzeption, die
von Bonn verschuldeten wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten und den dadurch
bedingten verschärften Konkurrenz-
kampf auf dem Rücken der Fliesen-
leger auszutragen, scheiterten alle Be-
mühungen der Gewerkschaft, wenig-
stens den alten Akkordtarifvertrag zu
erhalten. Der Baugewerbeverband be-
harrte auf seinem Lohndiktat und ließ
schließlich sogar die Schlichtungsver-
handlungen platzen. Daraufhin blieb
der Gewerkschaft nichts anderes übrig,
als den Weg des Arbeitskampfes zu
beschreiten. -ner
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Massenkaufkraft als Konjunkturelement

Humanitäre oder kapitalistische Überwindung der Krise?

Warum Staat und Monopole gegen mehr Massenkaufkraft sind

In der gegenwärtigen Diskussion uni die Wirtschaftslage spielt, besonders auf
gewerkschaftlicher Seite, die Frage eine Rolle, ob zur Überwindung des Kon-
junkturtiefs primär die Investitionstätigkeit der Unternehmen oder die Kauf-
kraft der Arbeitnehmermassen gestärkt werden müsse. Während Regierung und
Unternehmerschaft das Wundermittel in der Stimulierung der Investitionstätig-
keit sehen, weisen der DGB und seine Gewerkschaften immer nachdrücklicher
auf die volkswirtschaftlich zunehmende Bedeutung des Massenkonsums hin.
Tatsächlich und gemessen an den Realitäten scheint sich die These von dem
Vorrang für die Investitionsförderung als entscheidendem Motor für wirtschaft-
liche Aufwärtsentwicklung als ein aus unternehmerischer Ich-Bezogenheit er-
wachsener Irrglaube zu entpuppen.

Schmiedag-Belegschaff
stoppt Akkord-Abbau

Der Versuch der Gcschöflsleilung
der zum Hoesch-Konzern gehörenden
Schmiedag in Eckesey Hagen, die Ak-
kordlöhne abzubauen, ist am entschlos-
senen Widerstand der etwa 700 Arbei-
ter gescheitert. In mehreren Streik-
aktionen wurde die Geschäftsleitung
gezwungen, eine Betriebsvereinbarung
für die Schmiede und die mechanischen
Werkstätten mit dem Betriebsrat ab-
zuschließen, in der die zum Teil schon
gesenkten Akkordlöhne wieder auf das
alle Niveau festgesetzt wurden.

Streik in den
nordwestdeutschen Mundblashütfen

In 14 Betrieben der hohlglaserzeugen-
den Industrie Nordwestdeutschlands
bestehl seit dem 20. Juli 1967 ein larif- j
loser Zustand, weil die Arbeitgeber '
auch in zweiter Schlichtungsinslanz es j
nicht zu einer Einigung über einen ’
neuen Tarifvertrag kommen ließen.
Daraufhin legten die Glasmacher m
der Westfälischen Glashütte in Haltern
und in den Auer-Glaswerken, Bad Gan-
dersheim, die Arbeit nieder. In ande-
ren Mundblashütten kam es zu zeitlich
begrenzten Proteststreiks.

Unter dem Eindruck, der Streikaktio-
nen stimmten die Glasunternehmer
später, nach 16stündigen Verhandlun-
gen einem neuen Tarifvertrag zu, der j
rückwirkend ab 1. Juli in Kraft trat. 1
Danach werden ab 1. Oktober 1967 die
Löhne und Gehälter um 3 bis 3,5 Pro-
zent erhöht. Es wurde eine sogenannte
Alterslohnsicherung vereinbart, die
Arbeitnehmern, welche unverschuldet
aus gesundheitlichen Gründen auf
einen anderen Arbeitsplatz umgesetzt
werden, bei evtl. Minderverdienst
einen Ausgleich garantiert. Er wird
jedoch nur Arbeitnehmern gewährt,
die das 55. Lebensjahr vollendet haben
und schon 20 Jahre im Betrieb sind.
Für die Angestellten wurde eine ent-
sprechende Gehaltsregelung gefunden.

Die Mehrheit
kann sich weniger leisten

Wie stark die Wirtschaftskrise in der
Bundesrepublik die Bevölkerung, be-
sonders aber die Arbeiter, betroffen
hat, geht aus einer Mitte Juli ver-
öffentlichten Umfrage des Instituts für
Angewandte Sozialwissenschaften her-
vor. Danach erklärten 56 Prozent der
Befragten, sie müßten heute bei Ein-
käufen und Anschaffungen genauer I
rechnen als noch vor einigen Monaten.

überdurchschnittlich hoch war der An-
teil der Arbeiterfamilien, der angab,
sich stärker einschränken zu müssen.
Ein Drittel der Befragten gab an, ge-
nau so disponieren zu können wie vor
dem Konjunkturrückschlag. Nur zwei
Prozent rechneten damit, daß sie sich
künftig mehr leisten können.
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Zwei typische Feststellungen, die den
Stand der gegenwärtigen Diskussion
um diesen Fragenkomplex widerspie-
geln, trafen kürzlich der stellvertre-
tende DGB-Vorsitzende Bernhard Tacke
und der Hauptgeschäftsführer der
Bundesvereinigung der. Deutschen Ar-
beitgeberverbände, Hermann Franke.
Vor Betriebsräten sagte Tacke Ende
Mai in Dortmund: „Auf jedwede so-
ziale Verbesserung und Sicherung der
Arbeitsverhällnisse verzichten zu wol-
len, sei es auf höhere Einkommen oder
auf Sicherung der Einkommen oder
auf Teilnahme an der Vermögensbil-
dung, bedeutet einen sicheren Ansatz
zum weiteren wirtschaftlichen Rück-
gang." Franke, der am 30. Juni zu
Tackes Erklärung Stellung nahm, ent-
gegnete darauf: „Wenn dies lediglich
ein Versuch ist, um die Lohnverhand-
lungen seilens der Gewerkschaften
besser bestehen zu können, dann habe
ich dafür noch ein gewisses Verständ-
nis. Ist es aber ernslzunehmende kon-
junkturpolitische Überzeugung, dann
muß dazu gesagt werden, daß man
sich in der Konjunkturwissenschaft
schon seit einem guten Jahrzehnt dar-
über einig ist, daß in der Rezession
das entscheidende Stimulans von der
Investitionsseite kommen muß."

Es ist richtig, daß, wenn die Unter-
nehmer in größerem Umfang investie-
ren, die Investitionsgüterindustrie und
davon ausgehend auch andere Bran-
chen einen spürbaren Aufschwung
nehmen. Aber die Frage ist doch: Wie
versetzt man die Unternehmer in In-
vestitionslaune? Audi das Investieren,
sprich Modernisieren, Erneuern und
Erweitern von Produktionsanlagen
geht ja nicht im Selbstlauf vor sich.
Es bedarf der Nachfrage und damit der
Absatzgarantie für die erzeugten Pro-
dukte. Nur steigende Nachfrage und
Gewinnerwartung verleiten zu stei-
genden Investitionen. Umgekehrt wird
kein Sdiuh daraus.

Die gegenwärtige Misere besteht ja
gerade darin, daß die Produktions-
kapazitäten größer sind als die Nadi-
frage. Die bundesdeutsdie Wirtsdiaft
könnte in diesem Jahre, wenn der Ab-
satz garantiert wäre, 6 bis 7 Prozent
mehr erzeugen als 1966. Angesichts
dieser Lage davon zu reden, daß es
darauf ankomme, durch Abschreibever-

günstigungen, Prämien und sonstige
Steuererleichterungen die Unterneh-
mer zu Investitionen zu bewegen, sie
also zu drängen, noch größere Produk-
tionskapazitäten zu schaffen, ist er-
schreckende wirtschaftspolitische Stüm-
perei. Es geht vielmehr darum, zu
überlegen, wie die vorhandenen Kapa-
zitäten ausgelastet werden können,
das heißt, wie das optimale Produk-
tionsvolumen abgesetzt, verkauft wer-
den kann, zu überlegen, wie man die
notwendige Nachfrage entwickelt.

Die hartnäckig andauernde Rezession
ist der beste Beweis dafür, daß es an
der Zeit ist, konjunkturpolitisch um-
zudenken. Wenn die auf die Förderung
der Investitionstätigkeit gerichteten
Maßnahmen der Bundesregierung in
neun Monaten nicht in der Lage waren,
auch nur geringe Erfolge zu erzielen,
so mögen die Verantwortlichen der
offiziellen Wirtschaftspolitik sich end-
lich dazu verstehen, das Ruder herum-
zuwerfen und Maßnahmen zur Förde-
rung der Massenkaufkraft einzuleilen.
Die Entwicklung der Konjunktur, so
heißt es in einem Bericht des Wirt-
schaftswissenschaftlichen Instituts der
Gewerkschaften, wird mehr und mehr
von der Entwicklung der Inlandsnach-
frage abhängig.

Sieht man sich die letzten Zahlen der
Produklionsentwicklung an, so ist noch
immer kein Wandel zum Besseren zu
erkennen. Nachdem die Industriepro-
duktion im Mai 1967 gegenüber dem
gleichen Vorjahresmonat um 6 Pro-
zent gesunken war, verschlechterte
sich das Ergebnis im Juni auf minus
7,7 Prozent. Damit ist der bislang tief-
ste Stand erreicht zu einer Zeit, in der
es nach den ministeriellen Vorher-
sagen vom Jahresbeginn bereits wie-
der aus der Talsohle herausgehen
sollte. Im Januar hatte die Industrie-
produktion um 3,8 Prozent unter dem
Vorjahresergebnis gelegen, im Fe-
bruar um 4,7 Prozent, im März um 7,5
Prozent und im April um 5,9 Prozent.
Fügt man noch die schon genannten
Zahlen vom Mai und Juni hinzu, so
wird der andauernde Abwärts-
trend augenfällig. Im Durchschnitt
des ersten Halbjahres 1967 produzierte
die Industrie um 6 Prozent weniger
als im gleichen Vorjahreszeitraum;
aber die Investitionsgüterindustrie



produzierte uni 12, die Verbrauchs-
güterindustrie uni 10 und das Bau-
gewerbe um 14 Prozent weniger! Nur
die chemische Industrie konnte ihre
Erzeugung mit 8 Prozent deutlich stei-
gern.

Um die Bedeutung der Inlandsnach-
frage für den Gang der Wirtschaft
besser zu erkennen, sei noch die Auf-
tragsentwicklung vom Mai 1967 (neu-
ere Zahlen liegen noch nicht vor) be-
leuchtet: Obgleich aus dem Ausland
um rund 5 Prozent mehr Bestellungen
als im Vorjahresmonat bei der Indu-
strie eingingen, blieb das gesamte Be-
stellvolumen um 8 Prozent unter dem
Ergebnis vom Mai 1966. Im Schnitt der
ersten fünf Monate des laufenden Jah-
res gingen die gesamten Aufträge um
9 Prozent gegenüber dem gleichen Zeit-
abschnitt des Vorjahres zurück. Dabei
lagen die Bestellungen aus dem Aus-
land um 8 Prozent höher, aber aus
dem Inland um 14 Prozent niedriger.
Die Investitionsgüterindustrie buchte
2 Prozent mehr Aufträge aus dem
Ausland und um 19 Prozent geringere
Orders aus dem Inland. — An diesen
Zahlen wird deutlich, daß auch der
Versuch der Wirtschaft, die zurück-
gehende Inlandsnachfrage durch ver-
stärkte Exportaktivität aufzufangen,
die Abwärtsentwicklung nicht stoppen
kann. So sah sich das Bundeswirt-
schaftsministerium im Mai genötigt
einzugestehen, daß das ungünstige
Ergebnis im wesentlichen auf die ge-
drosselte inländische Nachfrage zu-
rückzuführen sei.

In diesem Zusammenhang noch ein
Blick auf die Entwicklung der Steuern.
Auch diese Einnahmen des Staates
gehen zuruck, wobei sich der Rückgang
der Bundessteuern bemerkenswert ver-
schärft. In den ersten vier Monaten
dieses Jahres nahm der Bund um 1,3
Prozent weniger Steuern ein als im
gleichen Zeitraum 1966. Im Schnitt der

ersten sechs Monate, nachdem auch die
Zahlen von Mai und Juni vorliegen,
beträgt der Rückgang schon 2,4 Pro-
zent Die Einkommen- und Körper-
schaftssteuern lagen im Juni um 7 Pro-
zent niedriger als vor einem Jahr, die
Umsatzsteuer um 6 Prozent, die
Branntweinsteuer um 26 und die
Tabaksteuer um 11 Prozent. Auf Grund
dieser Entwicklung hat das Bundes-
finanzministerium jetzt mitgeteilt, daß
die Bundeseinnahmen im zweiten
Halbjahr 1967 voraussichtlich um eine
Milliarde DM unter den Schätzungen
bleiben werden. Das aber bedeutet,
nachdem der Etat in einem sozial-
reaktionären Kraftakt gerade erst ins
Lot gebracht wurde, weitere Angriffe
auf den Standard der Arbeitnehmer.

Der Rückgang der Produktion zieht
also bereits das Staatssäckel beträcht-
lich in Mitleidenschaft. Das betriebs-
egoistische Verhalten der Unterneh-
mer, die in dieser Situation die ge-
wohnte Profithöhe auf Kosten der Ar-
beitnehmer stabilisieren wollen und
Arbeiter entlassen, Kurzarbeit einfüh-
ren, die Löhne und Sozialleistungen
verringern, verschärft durch die damit
verbundene Kaufkraflverringerung die
Krisenlage noch erheblich. Es erweist
sich wieder, wie sehr privatwirtschaft-
licher Egoismus und volkswirtschaft-
liche Erfordernisse zwei unvereinbare
Dinge sind. Weil jeder Unternehmer
das persönliche Profitinteresse über
das der Allgemeinheit stellt und rück-
sichtslos am Arbeitnehmer „einspart",
trägt er zur Verschlimmerung der
Krise bei. Während unverantwort-
liches Verhalten im Straßenverkehr
und in anderen Bereichen mensch-
lichen Zusammenlebens bestraft wird,
notfalls durch Entzug des Führer-
scheins, der Konzession oder gar der
Bewegungsfreiheit, ist unverantwort-
liches Verhalten bzw. Unfähigkeit in
der Wirtschaft, das mit der Vernich-
tung und Gefährdung der materiellen 
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Wöhrle: .DemSystem auf den Grund sehen’
Scharfe Kritik üble der 2. Vorsitzende
der Industriegewerkschaft Metall in
der jüngsten Ausgabe der Funktionärs-
zeitschrift „Der Gewerkschafter" am
Wirtschaftssystem der Bundesrepublik,
das in diesen Monaten der Rezession
seine Schattenseiten zeige. Wie früher,
ja wie im 19. Jahrhundert, würden die
Schwierigkeiten auf die Beschäftigten
abgewälzt, schreibt Wöhrle. Die Mehr-
heit der Arbeitnehmer habe das schnell
begriffen. Sie wisse, daß unter diesem
Wirtschaftssystem, das der DGB nach
seinem Grundsatzprogramm ändern
wolle, Rezessionen mit ihren sozialen
Folgen nahezu unvermeidlich seien.

Wöhrle stellt eine zunehmende Bereit-
schaft fest, dem System der Bundes-
republik „auf den Grund zu schauen"
und sich nicht mit ihm abzufinden.
Furcht und Sorge der Arbeitnehmer
blieben zwar bestehen, lähmten aber 

nicht mehr den demokratischen Wider-
standswillen. Die Menschen in den Be-
trieben seien n.cht mehr willens, die
am Gewinn und nicht an der sozialen
Verpflichtung orientierte Wirtschafts-
ordnung als vernünftig zu betrachten
und ihre Auswüchse als ein unabän-
derliches Schicksal hinzunehmen. Sie
verstünden jetzt, schreibt Otto Bren-
ners Stellvertreter, warum der DGB
„eine Umgestaltung von Wirtschaft
und Gesellschaft einleilen" wolle.

Schließlich betont Wöhrle die Forde-
rung der IG Metall, den Wehretat be-
trächtlich zu kürzen. Hier könnten Gel-
der gespart werden. Die Bundesregie-
rung solle auf diesem Wege ein weit-
hin sichtbares Zeichen ihres Friedens-
willens geben. Weniger Waffen und
Soldaten seien zumindest in Mittel-
europa noch immer der beste Beweis
für eine friedlich Politik.

Sicherheit von Hunderttausenden und
Millionen Menschen verbunden ist,
straffrei.

Die Gewerkschaften haben in Ver-
gangenheit .und Gegenwart zahlreiche
Vorschläge gemacht, wie diese zy-
klisch immer wiederkehrende Phase
der sozialen Unsicherheit und Existenz-
vernichtung für Arbeiter, Angestellte
und Gewerbetreibende wenigstens für
die Gegenwart verkürzt werden kann.
Ihre Vorschläge reichen von der Be-
wahrung des sozialen Besitzstandes
in den Betrieben, der Lohnsteuer-
senkung um 10 Prozent und frühest-
möglicher Rentenerhöhung über Lohn-
und Gehaltserhöhungen bis hin zu
drastischen Kürzungen der Rüstungs-
ausgaben und zum Verzicht auf Vor-
bereitung und Realisierung der Not-
standsgesetzgebung, die ebenfalls viele
Milliarden DM verschlingt. Diese Vor-
schläge laufen auf eine spürbare Stär-
kung der Inlandsnachfrage durch die
Verbraucher und eine Belebung der
Auftragslage durch umfassende Sozial-
programme und Gemeinschaftsaufga-
ben hinaus. Aber Wirtschaft und Ko-
alitionsregierung wollen sie nicht zur
Kenntnis nehmen.

„Die Arbeitgeber wissen scheinbar
noch nicht, daß der Lohn von heute
die Kaufkraft von morgen ist und daß
die Kaufkraft wesentlicher Antriebs-
motor für die Produktions- und In-
vestitionsentwicklung ist“, schrieb
Bernhard Tacke im Mai im DGB-Funk-
tionärorgan „Die Quelle“. Und weiter:
„Es ist doch ein bezeichnender Vor-
gang, wenn z. B. der Generaldirektor
der Volkswagenwerke zum Bundes-
finanzminister geht, um ihn zu be-
wegen, die 50-Pf-Kilometer-Pauschale
wieder einzuführen, damit die Arbeit-
nehmer mehr Automobile kaufen. Er
will auf diesem Wege den Konsum
anreizen und damit die Kaufkraft
aktivieren."

Uns scheint, die Arbeitgeber wissen
durchaus um die Rolle der Massen-
kaufkraft in der Wirtschaftspolitik.
Sie wissen, daß 1966 die Verbraucher-
nachfrage fast die Hälfte der gesamten
Nachfrage ausmachte. Und sie wissen,
daß 57 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts Verbrauchsgüter waren,- sie
können sidi also ausrechnen, welche
enorme Wirkung als Initialzündung in
der Wirtschaft die Stärkung dieser
Verbrauchernachfrage durch Lohn- und
Gehaltserhöhung, Renten Verbesserun-
gen und Steuersenkungen haben wür-
de. Aber dieses Wissen muß bei den
Mächtigen in der Wirtschaft, bei jenen,
die allein den Ton angeben, noch lange
nicht zu der Überzeugung führen, nun
diesen Weg zu gehen.

Aus der Perspektive der Monopol-
herren und Aktionäre, die ja in die-
sem Lande das letzte Wort reden, sieht
das Ding ganz anders aus. Für sie gibt
es solche Komponenten wie .soziale
Sicherheit der Massen“ oder „volks-
wirtschaftliche Verantwortung“ nur
sekundär. Ihre primäre Frage lautet,
ob die Bilanz stimmt und ob das durch
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Trostpflaster sichern die Zukunft nicht

Das Kohle-Anpassungsgesetz Gegenstand der Kritik
IG Bergbau sollte das NRW-Minimalprogramm unterstützen

„Die Schlacht für die Kohle wird im Bundestag fortgesetzt", versicherte NRW-
Ministerpräsident Kühn, nachdem der Bundesrat dem Bonner Kohle-Anpassungs-
gesetz zugestimmt und die von den Ländern Nordrhein-Westfalen und Saarland
vorgelegten Zusatzanträge abgelehnt hatte. Die NRW-Landesregierung, so
betonte Heinz Kühn, werde vor der Abstimmung im Bundestag über das Kohle-
gesetz „alle Kräfte mobilisieren, um für die eigenen Zusatzanträge doch noch
eine Mehrheit zu finden".

ihr Verhalten hervorgerufene soziale
und politische Risiko (zunehmende
„Radikalisierung“ der Arbeitnehmer)
kalkulierbar bleibt. Die Gewinnsiche-
rung, die statt des Menschen in der
privatkapitalistischen Ordnung im
Mittelpunkt des Wirtschaftens steht,
muß nicht zwangsläufig nur in Kon-
junkturperioden möglich sein. Daß sie
auch in Flautezeiten möglich ist und
wie das gemacht wird, zeigen Entlas-
sungen, Kurzarbeit, Betriebsstillegun-
gen, Zechensterben, Lohndrückerei
usw. Zahlt der Arbeitnehmer den an-
gestrebten Profit in Konjunkturzeiten
vornehmlich über zu hohe Preise und
relativ zu niedrigem Lohn, so zahlt er
ihn in Flautezeiten außerdem noch mit
Einkommensminderungen und noch
höheren Steuern, die der Staat dann
in Form von Subventionen den Mono-
polen zufließen läßt.

Natürlich ist den Mächtigen der Wirt-
schaft und ihren Gefolgsleuten in Re-
gierung und Staatsapparat eine Kon-
junktur lieber als eine Depression.
Aber nicht zu Bedingungen, die an den
Grundfesten der kapitalistischen Ord-
nung rütteln. Und zu dieser Ordnung
gehört noch immer, daß die arbeiten-
den Massen nur das bekommen, was
man ihnen nicht verweigern kann,
ohne den Untergang dieser Ordnung
zu provozieren. Mit der Verweigerung
gesicherter oder gar höherer Einkom-
men, womit sich die Unternehmer-
schaft den Ast der Konjunktur absägl,
auf dem sie selbst sitzt, ist es ähnlich
wie mit dem Vernichten von Obst und
Gemüse und dem Verbrennen von
Weizen und Kaffee, wenn die Preise
rutschen: aus der Perspektive der Ar-
beitnehmer erscheint das widersinnig,
weil die arbeitenden Menschen einen
humanitären, eindeutigen Standpunkt
beziehen. Doch die andere Klasse, um
die es sich handelt, setzt dabei nur
kapitalistische Prinzipien durch, näm-
lich das Prinzip der .Preisstabilität"
auf höchstem Niveau oder — wie im
vorliegenden Falle — das Prinzip,
nicht um den Preis einer Verbesserung
der Lage der Arbeiterklasse die Kon-
junktur wieder anzukurbeln.

Daß die Regierung, in der doch Sozial-
demokraten mitwirken, in dieser Klas-
senauseinandersetzung eindeutig auf
Seiten der Monopolmanager steht,
nimmt ihr das Recht, sich weiterhin
als „Volksregierung" herauszuputzen.
Die Argumente der Vernunft gebie-
ten, daß die gewerkschaftliche Konzep-
tion von der Überwindung der Rezes-
sion durch Stärkung der Massenkauf-
kraft zum Tragen kommt. Doch die
klassenegoistischen Prinzipien und
Zielsetzungen von Regierung und Un-
ternehmerschaft verhindern, daß die-
ser Weg kurzfristig beschritten wird.
Darum gehört es zur umfassenden In-
teressenvertretung der Arbeitnehmer-
schaft, wenn die Gewerkschaften der
kapitalistischen Konzeption zur Sanie-
rung der Wirtschaft, deren Praktizie-
rung auf dem Rücken der Arbeitneh-
mer wir zur Zeit erleben, noch härte-
ren Widerstand entgegensetzen.

Gerd Siebert

Als die Regierung Kiesinger/Brandt
der Öffentlichkeit das Kohle-Anpas-
sungsgesetz vorlegte, dessen erklär-
tes Ziel es ist, das Zechensterben in
den westdeutschen Steinkohlenrevie-
ren zu beschleunigen, hatte auch die
Düsseldorfer Landesregierung begrif-
fen, worauf Bonns energiepolitischer
Kurs abzielt. Ausgehend von der Er-
kenntnis, daß auch die Regierung der
Großen Koalition nicht an Schutzmaß-

: nahmen für die heimische Kohle inter-
| essiert ist und daß die von Bonn an-

gekündigten energiepolitischen Schrit-
te dem Bergbau keine wirkliche Hilfe
bringen, war von den drei im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen vertre-
tenen Fraktionen auf Initiative der
SPD folgender Wunschkatalog vorge-
legt worden:

■ Beschränkung der OI- und Erdgas-
einfuhren durch verbindliche Fest-
legung jährlicher Zuwachsraten, not-
falls durch Kontingentierung nach § 10
des Außenwirtschaftsgesetzes;
■ Erhöhung der Heizölsteuer und Ver-
wendung der dadurch einkommenden
Mittel ausschließlich zu Strukturver-
besserungen im Bergbau;
■ Herabsetzung der Importkontingente
für Kohle ab 1. Januar 1968;
■ Unterstellung aller Energieträger
unter ein Energiewirtschaftsgesetz;
■ Novellierung des Raffinerie- und
Pipeline-Gesetzes;
■ Ausbau der Exportmärkte für
Steinkohle vor allem in den sozia-
listischen Ländern und
■ Abwendung von Einkommensver-
lusten durch Feierschichten.

Obwohl Wirtschaftsminister Schiller
als Vertreter der Bundesregierung in
einem Gespräch mit sozialdemokra-
tischen Landtagsabgeordneten die Vor-
schläge des Landes Nordrhein-West-
falen mit der Begründung verworfen

I hatte, er lehne es ab, „mit dirigisti-
I sehen Maßnahmen, wie sie von Mini-

sterpräsident Kühn und der SPD-Frak-
tion von NRW gefordert werden, den
Heizölzuwachs zu beschränken", blieb
Heinz Kühn fest. Vor den Länderver-
tretern kritisierte der Ministerpräsi-
dent, daß der Entwurf der Bundes-
regierung keine energiepolitische Ge-
samtkonzeption erkennen lasse. Kühn
begründete noch einmal die Forde-
rungen des Landes Nordrhein-West-
falen und setzte sich außerdem für
eine Verlängerung der „Anpassungs-

phase" im Bergbau um zwei Jahre bis
1972 ein.

Doch die Energiekonzeption der Län-
der Nordrhein-Westfalen und Saarland
wurde vom Bundesrat'abgelehnt, der
den Regierungsentwurf unverändert
passieren ließ. Wiederum war es Bun-
deswirtschaftsminister Schiller, der sich
den vorgeschlagenen Schutzmaßnah-
men zugunsten der inländischen Kohle
widersetzte. Schiller bezeichnete als
Vorteil des Regierungsentwurfs, daß
er sich auf die Anpassung des Berg-
baus an die geänderte Absatzlage be-
schränke. Er bezog sich dabei auf einen
Brief von Bergbauunternehmern, in
dem der Gesetzentwurf begrüßt und
zugleich betont wurde, daß seine Ziele
nur bei entsprechender Selbsthilfe des
Bergbaus erreichbar seien.

Die brüskierende Haltung der Bundes-
regierung sowie die Tatsache, daß der
kohlefeindliche Bonner Gesetzentwurf
die Ländervertretung unverändert pas-
sieren konnte, hat die Sorgen der
Bergarbeiter weiter wachsen lassen.
Überlegungen im Unternehmensver-
band Ruhrbergbau zielen nämlich dar-
auf ab, nicht nur die vorgesehenen
Förderkapazitäten in Höhe von 30 bis
35 Millionen Jahrestonnen zu ver-
nichten, sondern darüber hinaus noch-
mals weitere 20 Millionen Tonnen
Kapazität stillzulegen. Das würde die
Schließung von rund 40 modernen
Großschachtanlagen mit zusammen
120 000 Beschäftigten bedeuten.

Die Erklärung des Mannesmann-Vor-
standsvorsitzenden Overbeck ist un-
mißverständlich: Nur eine radikale
Rationalisierung könne zur Gesundung
des Bergbaus führen. Hinter diesem
Rezept verbirgt sich die Absicht der
Bergbauunternehmer, sich durch neue
Zechenstillegungen endgültig gesund-
zustoßen. Denn die Schließung von
68 Schachtanlagen hat sich bereits für
die Großaktionäre bezahlt gemacht. So
hat beispielsweise die Bergwerks-
gesellschaft Dahlbusch, deren letzte
Zeche vor gut einem Jahr geschlossen
wurde, die Dividende auf die Stamm-
aktie von 9 auf 10 Prozent und für die
Vorzugsaktien sogar von 14 auf 16
Prozent erhöht. Außerdem erhalten
die Stammaktien zusätzlich 2 Prozent
und die Vorzugsaktien 4 Prozent Bo-
nus.

Wenn im Steinkohlenbergbau jetzt
immer öfter von „vergoldeten" Jahres-
abschlüssen die Rede ist, so können
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„Arbeit bedeutsamer als Besitz“

CDU-Sozialausschüsse drängen auf mehr Mitbestimmung

Niederlage für „Christliche Gewerkschaften” in Offenburg

In Offenburg/Baden fand zu Beginn
des vorigen Monats die 12. Bundes-
tagung der Sozialausschüsse der
Christlich - demokratischen Arbeitneh-
merschaft (CDA), dem sogenannten
Arbeitnehmerflügel der CDU, statt.
Die Aufgabe dieser Bundestagung war
es u. a., über die sogenannte „Offen-
burger Erklärung" zu beschließen, die
von einem Arbeitskreis in Zusammen-
arbeit mit den Landesverbänden in
achtmonatiger Arbeit vorbereitet wor-
den war.

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIH  

sich die Großaktionäre hierfür bei der
Bundesregierung bedanken, die ihnen
schon seit Jahren für jede Tonne ver-
nichteter Kapazität eine horrende Still-
legungsprämie zahlt. Hinzu kommen
noch beträchtliche steuerliche und son-
stige fiskalische Vergünstigungen so-
wie die Gewinne aus dem Verkauf
von Maschinen, Gebäuden, Einrich-
tungen, Grundstücken, Förderquoten
usw.

Das ist auch die Antwort auf die
Frage, warum die Bergbauunterneh-
mer so entschiedene Verfechter des
Bonner Kohle - Anpassungsgesetzes
sind. Unverständlich ist dagegen die
abwartende Haltung der Führung der
IG Bergbau und Energie, der von den
Bergarbeitern vorgeworfen wird, nur
die soziale Seite des Regierungsent-
wurfs zu sehen. Gemessen an den Mil-
liarden-Geschenken für die Konzern-
herren sind die im Kohle-Anpassungs-
gesetz vorgesehenen Hilfsmaßnahmen
für die Bergarbeiter nur Brosamen, mit
denen sidi die Bundesregierung Ruhe
in den Kohlenrevieren erkaufen möch-
te. Natürlich sind solche Maßnahmen
wie die Zahlung einer Abfindungs-
prämie für entlassene Kumpel, der
Wegfall der Nachholschichten und die
Vereinheitlichung der Bergmannsprä-
mie ein Fortschritt, doch ersetzen sie
weder den Arbeitsplatz noch bedeuten
sie Erhaltung des sozialen Besitzstan-
des. Und schon gar nicht gewähren sie
den von Entlassungen betroffenen
Bergarbeitern das notwendige Maß an
sozialer Sicherheit in der Zukunft.

Wenn NRW-Ministerpräsident Kühn
jetzt alle Kräfte mobilisieren will, um
im Bundestag eine Änderung des
Kohle-Anpassungsgesetzes zu errei-
chen, kann und darf der Vorstand der
IGBE dabei nicht abseits stehen. Durch
ein entsprechendes gewerkschaftliches
Auftreten muß es dazu kommen, daß
die Minimalforderungen des Landes
Nordrhein-Westfalen durchgesetzt wer-
den, weil nur so eine Chance besteht,
die Steinkohlenzechen zu erhalten.

G.B.

Die Erklärung war mehrmals umge-
arbeitet worden, zuletzt nach der Nie-
derlage der Sozialausschüsse auf dem
Bundesparteitag der CDU in Braun-
schweig, und sah zunächst bezüglich
der erweiterten Mitbestimmung vor,
eine verbindliche Aussage nur im Zu-
sammenhang mit dem in der Diskus-
sion befindlichen Grundsatzprogramm
der CDU zu treffen. Die Mehrheit der
Delegierten aber war damit nicht zu-
frieden und setzte die Forderung nach
„gleichberechtigter Stellung der Arbei-
ter in den Aufsichtsorganen der Groß-
unternehmen" gegen den Vorschlag
des Arbeitskreises durch.

Mit der Offenburger Erklärung hat
die CDA eine noch engere Anlehnung
an die von den Gewerkschaften ver-
tretenen Grundsätze vollzogen. Der
Ausgangspunkt der Offenburger Er-
klärung ist die Feststellung, daß die
Wurde des Menschen und seine Arbeit
Vorrang vor allen anderen Wertun-
gen bekommen müssen. „Arbeit ist
der entscheidende Faktor, denn Lei-
stung ist bedeutsamer als Besitz", heißt
es wörtlich in der Erklärung, und an

Die vom Finanzkabinett der Bundes-
regierung geplante Streichung der Ren-
ten für 30 und 40 Prozent Kriegsbe-
schädigte findet — zumindest vorläufig
— nicht statt. Der entschiedene Protest
der beiden großen Kriegsopferverbän-
de, Reichsbund und VDK, und die An-
kündigung von Kampfmaßnahmen hat-
ten Erfolg. Doch dafür hat die Regie-
rung der Großen Koalition beschlos-
sen, die Kriegsopferrenten bis Ende
1971 nicht zu erhöhen.

Mit dem zum 1. Januar 1967 erst in
Kraft getretenen 3. Neuordnungsgesetz
war nach langjährigem Drängen der
Kriegsopfer und ihrer Verbände end-
lich auch für die 2,8 Millionen Kriegs-
opfer eine Anpassung ihrer Renten an
die wirtschaftliche Entwicklung festge-
legt worden, die alle zwei Jahre, erst-
mals 1969, erfolgen sollte. Durch die
bereits jetzt von der Regierung im
Rahmen der mittelfristigen Finanz-
planung erfolgte Aussetzung der ersten
Anpassung der Kriegsopferrenten sol-
len auf Kosten der Kriegsbeschädig-
ten und Hinterbliebenen 1,3 Mrd. DM
eingespart werden. Das ist knapp ein
Drittel des Betrages, der in diesem
Jahr von der Bundesrepublik trotz
Haushaltsmisere für Waffenkäufe an
die USA und Großbritannien (1,8 Mrd.
DM) und zur Stützung des Vietnam-
krieges durch den Ankauf von USA-
Schatzanweisungen in Höhe von 2 Mrd.
DM gezahlt wird.

einer anderen Stelle: „Gerechtigkeit
ergibt sich nicht aus dem freien Spiel
der Kräfte, Gerechtigkeit verlangt
Ordnung."

Auch in Diskussionen wurde die For-
derung nach Ausweitung des Mit-
bestimmungsrechtes entschieden aus-
gesprochen. Von den Arbeitnehmern
als tragende Schicht in der Gesell-
schaft wird ein hohes Maß an Mitver-
antwortung, so hieß es in der Diskus-
sion, gefordert; Mitverantwortung
aber erfordert gleichzeitig auch Mit-
bestimmung.

Der Verlauf der Wahlen wie auch die
Formulierung der Offenburger Erklä-
rung läßt den Schluß zu, daß die So-
zialausschüsse entschieden auf die Po-
sition des DGB einschwenken wollen.
Die Nichtwiederwahl der CDU-Sozial-
politiker und Vertreter der sogenann-
ten „christlichen Gewerkschafter" Win-
kelheide, Häußler und Weidner kann
nicht nur als persönliche Niederlage
gewertet werden, sie ist vielmehr ein
Beweis dafür, daß die Mehrheit der
Sozialausschüsse der CDU den Einfluß
der christlichen Gewerkschaften nicht
mehr wünscht. Der eindeutige Links-
ruck der Sozialausschüsse auf ihrem
12. Bundestag bedeutet aber keines-
wegs eine Distanzierung von der Poli-
tik der Großen Koalition, die, so er-
klärte der Hauptgeschäftsführer der
Sozialausschüsse, von der CDA voll
unterstützt werde. sr

Bei den Kriegsopfern herrscht zu Recht
Empörung darüber, daß ihre Renten
wieder einmal über Jahre eingefroren
werden sollen, während zur gleichen
Zeit — auch im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung — mit den Ge-
hältern der kleinen Beamten auch die
der Bundesminister und die Diäten der
Bundestagsabgeordneten bis 1971 um
20 Prozent steigen. Dabei wurde das
Amtsgehalt der Bundesminister erst
am 1. Januar 1967 um gut 200 DM im
Monat erhöht. Das ist mehr als ein
Kriegs- oder Wehrdienstbeschädigter
für den Verlust eines Armes oder
Beines an Grundrente erhält, die im
Monat nur 165 DM beträgt! Das neue
Gehalt eines Bundesministers beträgt
nun 7057 DM im Monat, wozu noch
Wohnungs- und Aufwandsentschädi-
gungen und Kinderzulagen kommen.
Die Bundestagsabgeordneten erhalten
an Diäten und festen Entschädigungen
gut die Hälfte des Ministergehaltes.
In Bonn wird man sich vielleicht damit zu
entschuldigen suchen, daß nun einmal
Ministergehälter und Abgeordneten-
diäten mit den Beamtengehältern ge-
koppelt seien. Doch ebenso gut, wie
den Kriegsopfern die nächste Renten-
anpassung gestrichen wurde, hätte
durch einen Beschluß der Regierung
auch die Kopplung der Gehälter der
Minister und hohen Ministerialbeamten
bei der berechtigten Besoldungserhö-
hung der kleinen und mittleren Beam-
ten ausgesetzt werden können. Bö.

Können Kriegsopfer zufrieden sein?
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Rüstungspolitik in der Sackgasse (II)

Fragwürdige Revisionsbemühungen — Umstellung auf Verteidigung

und öffentliche Kontrolle der Rüstungswirtschaft erforderlich

Es ist nach wie vor schwer, sich ein zuverlässiges Bild der offiziellen Rüstungs-
planungen zu machen. Die Regierung will erst im Herbst ihre definitiven Vor-
stellungen der Öffentlichkeit unterbreiten. Weder steht bis jetzt die Höhe des
Rüstungsetats für die nächsten Jahre einwandfrei fest, noch ist klar, ob und
gegebenenfalls um wieviel die Bundeswehr verkleinert wird. Während das
Bundesverteidigungsministerium für die Jahre 1968—71 eine Gesamtsumme
von 77,1 Milliarden DM für die Rüstung nennt mit einer Etatsumme für 1971
von 20,3 Milliarden, sprach Finanzminister Strauß Mitte Juli von insgesamt
82,1 Milliarden für diese Jahre und 22 Milliarden für das Jahr 1971. Die Diffe-
renz ergibt sich angeblich aus der verschiedenen Bewertung der Devisengut-
haben und der künftigen Rüstungskäufe im Ausland. Regierungschef Kiesinger
fand die salomonische Lösung, nur noch Zuwachsraten und keine absoluten
Zahlen mehr zu nennen.

Ähnliche Unklarheiten herrschen in
der Bundesregierung über die Frage
der Bundeswehrstärke. Während Schrö-
der verlauten ließ, daß eine Vermin-
derung der Bundeswehrstärke ange-
sichts der beschlossenen Kürzungen
unvermeidlich sei, nannte Strauß Mel-
dungen darüber „Lüge und Zweck-
propaganda". Grundsätzlich werden in
Bonn — im Bundesverteidigungsmini-
sterium, im Bundesverteidigungsrat,
im Verteidigungsausschuß des Bun-
destages und im Führungsstab der
Bundeswehr — drei Alternativen er-
wogen: Die Mannschaftsstärke beizu-
behalten und die Beschaffungen ein-
zuschränken, die Personalstärke zu
senken und dasBeschaffungsprogramm
aufrechtzuerhalten, und drittens ein
Kompromiß aus diesen beiden Mög-
lichkeiten. Vieles deutet darauf hin,
daß es zu diesem Kompromiß kommen
wird.

Sicher ist jedenfalls, daß die NATO-
Planung „Bravo" des Frühjahrs 1966
nicht verwirklicht werden kann. Sie
sah für die Jahre 1968 bis 1972 direkte
Rüstungsausgaben für die Bundeswehr
von 124 Milliarden vor, also durch-
schnittlich 25 Milliarden im Jahr. Bis
1969 sollte die Bundeswehr auf 508 000
Mann gebracht werden. Vor Jahres-
frist wurde die Gesamtsumme auf 113
Milliarden herabgesetzt und Ende des
Jahres 1966 die Stärke der Bundes-
wehr bei 460 000 Mann „eingefroren".
Es wäre nicht das erste Mal, daß sich
das Konzept für die Bundeswehr
ändert. Schon zweimal mußten allzu
ehrgeizige und kostspielige Planun-
gen revidiert oder hinausgeschoben
werden. Beim Beitritt der Bundes-
republik zur NATO im Herbst 1954
war eine Stärke der Bundeswehr von
500 000 Mann vorgesehen, die man
Ende 1958 erreichen wollte. 9 Milliar-
den sollten pro Jahr für die Bundes-
wehr im engeren Sinn aufgewendet
werden. 1956/57 sah die Regierung
einerseits, daß hierzu erheblich grö-
ßere Mittel erforderlich wären, ande-
rerseits wollte sie die Bundeswehr
auch mit „modernsten" Waffen aus-
statten. So wurde das Planziel auf
350 000 Mann herabgesetzt, die 1961
stehen sollten. Die Dauer der allge-
14

meinen Wehrpflicht wurde auf zwölf
Monate festgesetzt.

1961, nach dem Bau der Berliner
Mauer, schwoll den Militaristen erneut
der Kamm. Man hielt den Augenblick
für günstig, trotz konventionell-nukle-
arer Doppelrüstung die ursprünglich
geplante Endstärke der Bundeswehr
bis 1964 doch noch zu erreichen. Gleich-
zeitig wurde die Wehrdienstzeit auf
18 Monate heraufgesetzt. Eine Verklei-
nerung der Bundeswehr und eine Her-
absetzung der Wehrdienstzeit heute
würde also nichts anderes bedeuten,
als eine anachronistische Maßnahme
des kalten Krieges wieder rückgängig
zu machen.

Bereits 1963 mußte eine bis 1967 be-
fristete „Phase der Konsolidierung"
eingelegt werden, auf die eine neue
Expansionsphase folgen sollte, sowohl
was die Stärke der Bundeswehr wie
dasBeschaffungsprogramm betrifft. Da-
bei hatte man noch Glück, daß es nicht
zur maßlos teuren MLF gekommen ist.
Was man Ende 1961 bereits bis 1964
zu erreichen hoffte, wurde also auf
1969 verschoben. Daraus ist nun wie-
derum nichts geworden.

Was sind die Gründe hierfür, und wie
ist die ganze Revision des Frühsom-
mers 1967 zu bewerten? Zunächst muß
festgehalten werden, daß das aber-
male Zurückstecken in den Rüstungs-
ausgaben einzig und allein der finan-
ziellen Zwangslage zu verdanken ist,
in der sich Bonn befindet. Nichts un-
terstreicht das besser als die Tatsache,
daß die finanziellen Kürzungen den
Strukturplanungen für die künftige
Bundeswehr vorausgingen und nicht
umgekehrt. Erst im Herbst will die
Bundesregierung ihre diesbezüglichen
Vorstellungen bekanntgeben. Nur drei
Wochen vor den Kürzungsbeschlüssen
der Regierung hatte Bundesverteidi-
gungsminister Schröder noch gefordert,
der Verteidigungsetat müsse künftig
am Wachstum des Bundeshaushalts
teilnehmen.

Wie gesagt, die Revision des Bonner
Rüstungskonzepts entspringt weder
der Einsicht, daß der Bundesrepublik
von außen keine Gefahr droht, noch 

ist sie bewußt gesetzter Baustein einer
planmäßigen Entspannungspolitik. Al-
les deutel darauf hin, daß man ein
Höchstmaß bisheriger Planungen und
Vorstellungen mit geringerem Kosten-
aufwand verwirklichen will. Bezeich-
nend dafür sind die Pläne, eine zah-
lenmäßige Verkleinerung des Heeres
durch Einbeziehung der Territorial Ver-
teidigung und stärkere Heranziehung
der Reservisten auszugleichen. Immer
wieder heißt es, die Kampfkraft der
Bundeswehr solle eher noch erhöht
werden. Offenbar ist auch nicht daran
gedacht, die Bundeswehr in eine nur
der Verteidigung dienliche Streitmacht
umzuwandeln:

□ Eine Truppenverminderung soll
fast ausschließlich zu Lasten des Hee-
res gehen;
□ eine Abschaffung der in westdeut-
scher Hand befindlichen atomaren Trä-
gerwaffen lehnt die Regierung ab;
daran sei erst für die Zeit nach 1971
zu denken, erklärte Schröder;
ES auch an der 18monatigen allgemei-
nen Wehrpflicht will die Regierung
wenigstens vorläufig festhalten.

Wie sieht nun die Wehrkonzeption
der SPD aus? Die Wehrpolitik gehört
zweifellos zu den Bereichen der Re-
gierungstätigkeit der Großen Koalition,
bei denen von einer sozialdemokra-
tischen Mitwirkung kaum etwas zu
spüren ist. Aus einer traumatischen
Pro-Haltung heraus verzichtete die
SPD-Führung im ersten Vierteljahr
der Großen Koalition überhaupt auf
jede offene Diskussion der Wehrpoli-
tik. Widerspruchslos wurde von der
SPD-Führung der Rüstungsetat 1967
in der von der CDU/CSU geplanten
Höhe akzeptiert. Ohne jede Kritik
wurde am 16. Mai der Bericht Schrö-
ders von den SPD-Mitgliedern des
Verteidigungsausschusses hingenom-
men. Die SPD hinkte im Grunde eben-
so hinter der durch die Finanzmisere
geschaffenen Lage her wie die CDU/
CSU. Noch Ende Mai lehnte der SPD-
Fraktionsvorsitzende Helmut Schmidt
eine Verringerung der Truppenstärke
mit dem Argument ab, sie würde eine
Verschiebung des Gleichgewichts in
Europa zuungunsten des Westens brin-
gen. Und zwei Wochen später, am
13. Juni in der Wehrdebatte des Bun-
destags, lehnte der SPD - Sprecher
Berkhan die Vorschläge der SPD auf
Verkürzung des Grundwehrdienstes
und Verzicht auf nukleare Träger-
waffen ab. Sie seien, so erklärte er,
weder geeignet, die finanziellen La-
sten der Verteidigung zu verringern
noch in der rechten Weise zu einem
Gesamtkonzept beizutragen. Er konnte
freilich mit derartiger Rabulistik we-
der darüber hinwegtäuschen, daß die
SPD ein vernünftiges Gesamtkonzept
selbst nicht besitzt, noch darüber, daß
die SPD-Führung eben bislang nicht
einmal diese beiden Grundsätze in
eine solche Gesamtplanung einzubrin-
gen gewillt ist.

Allerdings gibt es in der SPD, auch
in deren Bundestagsfrakion, einzelne,
die nicht, wie die CDU/CSU und die



SPD-Führung, an allen wesentlichen
Elementen der bisherigen Wehrkon-
zeplion festhalten wollen. Die Illu-
strierte „Stern" vom 9. Juli berichtete
über die am weitesten gehenden Vor-
schläge einer Studie des SPD-Arbeits-
kreises für Sicherheitsfragen. Danach
soll die Bundeswehr aus maximal
250 000 längerdienenden Freiwilligen
und 60 000 Mann Heimatschutztruppe
bestehen. Diese würde innerhalb einer
Woche um 120 000 Reservisten ver-
stärkt werden können. Offenbar ist
auch an den Abbau des Systems nu-
klearer Trägerwaffen gedacht. Jedoch
auch diese Bundeswehr würde nach
dem „Stern"-Bericht jährlich 18,5 Mil-
liarden DM kosten und damit den
Haushalt nicht genügend entlasten.
Und die Fraktionsführung der SPD
erklärte sofort, es handle sich nur um
eine der in der Studie dargelegten
Alternativen, die sich lediglich auf den
Fall beziehe, daß es zu einer vertrag-
lich vereinbarten Truppenreduzierung
in Ost und West kommt.

Davon einmal abgesehen, fällt auf,
daß auch diejenigen SPD-Parlamen-
tarier, die noch am meisten einsparen
wollen, mit ihrer Konzeption in dem
Maße fortschritten, als das Konjunk-
turtal länger und länger und die Fi-
nanzmisere des Bundes deutlicher und
deutlicher wurde. Auch hier also wird
die Wehrkonzeption nicht entscheidend
vom Willen zu einer Politik der Ent-
spannung bestimmt. Auch hier wird
die Leistungskritik in den Vorder-
grund gestellt und dem Fetisch einer
womöglich noch größeren Kampfkraft
der Bundeswehr nachgelaufen.

Schließlich wird von sensationellen
Varianten auch aus Kreisen des Bun-
desverteidigungsministeriums, der
CDU/CSU oder des Bundeswehrfüh-
rungsstabs gemunkelt. Die SPD wird
sich aber als Regierungspartei ebenso
wie die CDU/CSU daran messen las-
sen müssen, was sie in die definitive
Regierungskonzeption einzubringen
willens und fähig ist. Solange Vor-
schläge wie die im Arbeitskreis-Papier
enthaltenen von der SPD-Führung be-
wußt im Unverbindlichen gelassen
werden, drängt sich der Eindruck auf,
daß sie ihr lediglich als Alibi dafür
dienen sollen, daß sie in allen wesent-
lichen Punkten der CDU folgt und
nicht einmal bereit ist, mit der FDP
zusammen die Gedanken des Ver-
zichts auf nukleare Trägerwaffen und
der Verkürzung des Grundwehrdien-
stes durchzudrücken.

Kein Zweifel, daß eine Wehrpolitik,
die eine europäische Entspannung be-
wirken und Finanzen und Wirtschaft
der Bundesrepublik wesentlich ent-
lasten soll, viel weiter gehen muß als
die revisionsfreudigste Variante der
SPD-Arbeitskreis-Studie. Eine Wehr-
konzeption, die voll auf Verteidigung
orientiert und die Interessen der brei-
ten Arbeitnehmerschichten im Auge
hat, würde mit 170 000 — 180 000 Frei-
willigen und einem Etat von 9 Milliar-
den DM leicht auskommen. Eventuell
kann noch an eine Freiwilligen-Re-
serve gedacht werden. Bei dieser Grö-

Autoprodukfion
um ein Viertel gesunken

Von 1 633 262 Fahrzeugen im ersten
Halbjahr 1966 auf 1 209 536 Fahrzeuge
im gleichen Zeitraum dieses Jahres ist
die Produktion der westdeutschen
Aulomobilindustrie gesunken. Das ist
ein Rückgang um mehr als ein Viertel.
Die Pkw-Produktion sank um genau
25,7 Prozent von 1 342 111 auf 996 668
Fahrzeuge. Bemerkenswert ist, daß die
Produktion von Pkw's mit einem bis
anderthalb Litern Hubraum am stärk-
sten zurückgegangen ist.

Höhere Tarife im privaten

Personenverkehrsgewerbe ?

Als Folge der andauernden Erhöhung
der Treibstoffpreise durch die Mineral-
ölkonzerne und der Heraufsetzung der
ölsteuer durch die Bundesregierung
wird im gewerblichen Personenver-
kehr bereits an eine Verteuerung der
Befördcrungstanfe gedacht. Der Kraft-
stoff sei seit Beginn des Jahres um
1 Prozent teurer geworden, heißt es
in der Zentralarbeitsgemeinschaft des
Straßenverkehrsgewerbes. Deshalb
wird erwogen, die Beförderungsgebüh-
ren bei Taxen und Omnibussen herauf-
zusetzen.

iiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

ßenordnung würde das Freiwilligen-
problem zweifellos keine Schwierig-
keiten bereiten.

Entscheidender Bestandteil eines sol-
chen Konzepts wäre die Abschaffung
aller in westdeutscher Hand befind-
lichen atomaren Trägerwaffen, mit an-
deren Worten die Aufhebung der
konventionell - nuklearen Doppelrü-
stung. Darüber hinaus sind alle An-
griffswaffen — Kampfflugzeuge, Kurz-
streckenraketen, schwere Panzer, Zer-
störer, U-Boote usf. — für die Bundes-
wehr abzulehnen. Das Heer erhielte
in erster LinieJagdpanzer und panzer-
brechende Waffen, die Luftwaffe Ab-
fang- und Bodenkampfjäger, die Ma-
rine Schnellboote für den Küsten-
schutz. Auch die indirekten Rüstungs-
ausgaben — für Bundesgrenzschutz,
alliierte Besatzung, Notstandsplanung
und West-Berlin — könnten überwie-
gend eingespart werden.

Von den großen Entwicklungs- und
Beschaffungsprojekten müßten dem-
nach insbesondere das westdeutsch-
amerikanische Gemeinschaftsprojekt
eines Hauptkampfpanzers der sieb-
ziger Jahre, die ebenfalls westdeutsch-
amerikanische AVS-Entwicklung eines
senkrecht startenden und landenden
Nachfolgemusters des Starfighters und
die Anschaffung von Lenkwaffenzer-
störern und -korvetten fallengelassen
werden. Damit ist eine Bundeswehr-
konzeption umrissen, wie sie in etwa
nur von der DFU vertreten wird. Sie
wäre sinnvollerweise im Zuge eines
mitteleuropäischen Disengagements zu
verwirklichen.

Neben der Reduzierung des Rüstungs-
sektors der Wirtschaft sollten die de-
mokratischen Kräfte der Bundesrepu-
blik Kontrolle und Verfügungsgewalt
der Allgemeinheit über die verblei-
benden Rüstungsfertigungskapazitäten
verlangen. Wo der Staat in hohem
Maße oder gar überwiegend Auftrag-
geber ist und investiert, da ist private
Profitaneignung nicht gerechtfertigt.
Die Rüstungsindustrie im eigentlichen
Sinne — also die Luft- und Raum-
fahrtindustrie, die zum Röchling-Kon-
zern gehörende Firma Rheinmetall
GmbH., Düsseldorf, sowie die zum
Flick-Konzern gehörende Firma Dyna-
mit Nobel AG, Troisdorf — sollte da-
her in eine staatlich-gemeinwirtschaft-
liche Gesellschaft umgewandelt wer-
den, die von Vertretern der Beleg-
schaften, der Betriebsräte und der
Parlamente zu verwalten wären.

Darüber hinaus ist gesellschaftliche
Kontrolle für alle Konzern-Tochter-
gesellschaften angezeigt, auf die sich
die Rüstungsproduktion konzentriert.
Es wären dies die Unternehmen Rhein-
stahl-Hanomag AG, Hannover, Rhein-
stahl-Henschel AG, Kassel, und die
Rheinischen Nordseewerke GmbH,
Emden, alle über die Rheinischen
Stahlwerke den IG-Farben-Nachfol-
gern zugeordnet. Weiter die zum
Flick - Konzern gehörenden Finnen
Daimler Benz AG, Stuttgart, und
Krauß-Maffei, München, die Nürnber-
ger Diehl-Gruppe und die dem Thys-
sen - Konzern angeschlossene Firma
Blohm & Voß. Die Kontrolle wäre
durch Organe auszuüben, die aus Ver-
tretern der Belegschaften dieser Un-
ternehmen, der Betriebsräte und der
Parlamente gebildet werden.

Schließlich ist eine gesellschaftliche
Kontrolle der Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilungen und -einrichtun-
gen der besonders mit der Rüstungs-
und Atomforschung befaßten Konzerne
erforderlich, also des AEG-Telefunken-
Konzerns, des Siemens-Konzerns, des
Krupp - Konzerns, von Degussa, des
Hanielkonzerns, des Demag-Konzerns
und der IG-Farben-Nachfolger. Die
Kontrolle wäre durch eine Kommission
aus Vertretern der Belegschaften, der
Wissenschaft und der Parlamente aus-
zuüben. Dieses Organ sollte auch In-
stitute und Vereinigungen kontrollie-
ren, die, wie die Deutsche Gesellschaft
für Flugwissenschaften, große Summen
vom Staat erhalten.

Mit diesen Maßnahmen kann das de-
mokratische Prinzip auch in den rü-
stungswirtschaftlichen Bereich einge-
führt werden, es soll mit privaten Pro-
fiten aus Rüstung und Forschung
Schluß gemacht und es sollen die Um-
stellungen auf zivile Forschung und
Produktion sowie die ausschließlich
friedliche Nutzung der Atomenergie
garantiert werden. Diese Maßnahmen
wären zugleich Ergänzung und Be-
standteil der notwendigen demokra-
tischen Kontrolle wirtschaftlich-poli-
tischer Machtkonzentration überhaupt.

Dr. Hanns-Jochen Hauß
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Zinssenkung bringt Monopolen Gewinn

Für Verbraucher durch Kennedy-Runde kaum Nutzen

Ein gigantischer Kampf um die Absatzmärkte

Am 30. Juni sind in Genf die Schlußprotokolle der Zollverhandlungen der
„Kennedy-Runde“ des „Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens“ (GATT)
unterzeichnet worden. Damit haben die vierjährigen Auseinandersetzungen um
eine Verminderung der Zollschranken buchstäblich in letzter Stunde ihr Ende
gefunden, denn die Vollmacht, die der amerikanische Kongreß dem USA-Präsi-
denten zu diesen Zollverhandlungen gegeben hatte, lief an eben diesem
30. Juni ab.

Wir erinnern uns: Im Dezember 1961
hatte Präsident Kennedy die Schaffung
einer „atlantischen Partnerschaft" zwi-
schen den USA und Westeuropa auch
auf dem Gebiet des Handels angeregt
und einen drastischen Abbau der Zölle
vorgeschlagen. Die unmittelbare Ur-
sache lag auf der Hand: Die Entwick-
lung der EWG-Integration ließ die
USA befürchten, daß es für sie immer
schwieriger werden würde, den Ab-
satz ihrer Erzeugnisse auf dem west-
europäischen Markt zu sichern. Außer-
dem hatte sich Großbritannien um den
Beitritt zur EWG bemüht, was dann
jedoch bekanntlich im Januar 1963 zu-
nächst einmal fehlschlug. Der Kennedy-
Vorschlag hatte aber noch einen zwei-
ten, tieferliegenden Grund: Es ging
um den ökonomischen Zusammenschluß
der Länder des Westens unter der
Hegemonie der USA gegen das sozia-
listische Weltsystem.

Vor allem aus diesen Gründen be-
schlossen die Mitgliedsländer des
GATT im Mai 1963 die Durchführung
einer neuen „Zollrunde", auf der sich
aber so starke Interessengegensätze
zeigten, daß die „Kennedy-Runde" —
wie sie bald nach ihrem Initiator ge-
nannt wurde — mehrfach an den Rand
des Scheiterns geriet. Schließlich spitz-
te sich der Kampf um die Herabsetzung
der Handelsschranken auf eine Aus-
einandersetzung zwischen den USA
und der EWG zu.

Für die USA ging es um die Öffnung
und Offenhaltung der westeuropäischen
Märkte vor allem für ihre Agrar-
erzeugnisse, für die EWG-Länder um
bessere Bedingungen beim Vordringen
auf dem amerikanischen Markt. Wenn
es schließlich zu einem Ausgang der
„Kennedy - Runde" kam, der allen
Hauptbeteiligten auf wichtigen Gebie-
ten Vorteile brachte, so vor allem des-
halb, weil ihre gemeinsamen Interes-
sen an der Entwicklung des Welthan-
dels größer waren als die zwischen
ihnen bestehenden Gegensätze.

Was ist nun bei der „Kennedy-Runde"
herausgekommen? Es wurde verein-
bart, die Industriewarenzölle im Han-
del zwischen den GATT-Mitgliedslän-
dern in fünf gleichen Jahresraten um
zusammen etwa 35 Prozent des gegen-
wärtigen Standes herabzusetzen. Da-
bei gibt es wesentliche Unterschiede.
So sollen zum Beispiel die Zölle auf
Personenkraftwagen halbiert werden,
während bei den Stahlzöllen nur eine
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Senkung um etwa 20 Prozent vorge-
sehen ist. Besonders hart wurde um
die Herabsetzung der Chemiezölle ge-
rungen. Hier gelang es den EWG-Län-
dern durch ihr geschlossenes Auftreten,
den USA eine Beseitigung des berüch-
tigten „American - Selling - Price" - Sy-
stems abzutrotzen, mit dem die USA
ihren Markt bisher abschirmen. Ins-
gesamt sollen auch die Chemiezölle
auf die.Hälfte gesenkt werden.

Wenn man die Ergebnisse der „Ken-
nedy-Runde" mit den ursprünglichen
Zielen vergleicht, so kommt man nicht
um die Feststellung herum, daß diese
bei weitem nicht erreicht worden sind.
Es sind jedoch wesentlich umfangrei-
chere Zollsenkungen vereinbart wor-
den als in allen bisherigen „Zollrun-
den" des GATT. Das Ziel, neben der
Senkung der Industriewarenzölle auch
andere Probleme des internationalen
Handels zu lösen, konnte wegen der
vorhandenen Gegensätze nicht erreicht
werden; Verglichen mit dem GATT-
Beschluß, den Agrarhandel voll in die
Zollverhandlungen einzubeziehen,
nimmt sich die in Genf vereinbarte
„Nahrungsmittelhilfe" von jährlich 4,5
Millionen Tonnen Getreide für die
Entwicklungsländer sehr bescheiden
aus und ist außerdem mehr als eine
Hilfe für die amerikanischen und
kanadischen Getreideproduzenten an-
zusehen. Von der Absicht, auch jene
Flandelshindernisse zu beseitigen, die
neben den Zöllen in vielfältiger Form
existieren, blieb nur die Vereinbarung
über ein Dumping-Abkommen, dessen
Text aber noch nicht einmal ausgehan-
delt ist.

Aus den Ergebnissen der „Kennedy-
Runde" werden vor allem jene Kon-
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VW-Gewinn höher als Lohnsumme

Die Summe der Rücklagen, Rückstel-
lungen und des Reingewinns bei den
Volkswagen-Werken betrug nach dem
kürzlich vorgelegten Geschäftsbericht
1966 rund 1,88 Milliarden DM. Die
Summe aller Löhne, Gehälter, SoziaJ-
leistungen und -abgaben betrug nur
1,46 Milliarden DM. Das Jahresgehalt
eines VW-Vorstandsmitgliedes belief
sich auf 286 000 DM, das sind monat-
lich 23 833 oder wöchentlich 5500 DM. 

zerne der großen kapitalistischen In-
dustrieländer Nutzen ziehen, die stark
auf den Export orientiert sind. Sie
haben die Resultate der Genfer Ver-
handlungen denn auch als „glänzend"
und „noch nie dagewesön" bezeichnet.
Ihre Stellung auf den Weltmärkten
wird sich weiter festigen. Die Entwick-
lungsländer, die Erleichterungen für
ihren Außenhandel besonders nötig
brauchen, wenn ihre wirtschaftliche
Entwicklung endlich entscheidende
Fortschritte machen soll, sind nahezu
leer ausgegangen. Sie sind, wie „Die
Welt" am 1. Juli 1967 schrieb, „wie
Stiefkinder behandelt worden." Für
alle nicht dem GATT angehörenden
Länder — darunter vor allem sozia-
listische Länder — wird sich die han-
delspolitische Diskriminierung mit der
Realisierung der Ergebnisse der „Ken-
nedy-Runde" weiter verstärken, da sie
von dem Prinzip der „Meistbegünsti-
gung" ausgeschlossen sind.

Und was wird der Verbraucher von
der „Kennedy-Runde" zu erwarten
haben? Man sollte doch annehmen,
daß die Preise sinken, wenn die Zölle
herabgesetzt werden. Die Springer-
Presse versuchte auch umgehend, diese
Illusion bei ihren Lesern zu nähren.
Jeder werde „den Segen der Kennedy-
Runde am eigenen Leibe spüren, weil
die Preise fast aller Industrieerzeug-
nisse sinken werden", schrieb „Die
Welt" am 17. Mai. Aber wie war das
noch gleich bei der EWG? Als sie vor
10 Jahren gegründet wurde, hieß es
ja auch: Die Zölle im Handel zwischen
den EWG-Ländern werden beseitigt,
den Vorteil hat der Verbraucher. Nun
sind sie fast beseitigt, und der Ver-
braucher hat nicht nur keinen Vorteil
aus diesen Zollherabsetzungen gezo-
gen, die meisten Waren sind sogar im
Vergleich zu der Zeit vor zehn Jahren
erheblich teurer geworden. Nicht an-
ders wird es schließlich mit den Er-
gebnissen der „Kennedy-Runde" aus-
sehen, denn die Preise entstehen nicht
am „freien" Markt, sondern werden
bei den meisten Waren zwischen den
größten-Herstellerfirmen abgesprochen.
Zahllose internationale Kartelle sor-
gen dafür, daß die Vorteile, die sich
für die internationale Arbeitsteilung
aus solchen Zollsenkungen wie denen
der „Kennedy-Runde" ergeben, als
Profite von den Monopolen kassiert
werden; sie verhindern, daß die werk-
tätigen Menschen den Nutzen davon
haben.

Die Einigung über den Abschluß der
„Kennedy-Runde" sollte uns nicht da-
zu verleiten, anzunehmen, daß die gro-
ßen Monopole nun ihre Gegensätze
für immer beigelegt hätten. Es ist ein
Kompromiß erzielt worden, der für
einige Zeit halten mag. Doch dann
dürften, vor allem, wenn sich das
ökonomische Kräfteverhältnis zwischen
den größten Industrieländern weiter
so ungleichmäßig wie bisher entwik-
kelt, neue Auseinandersetzungen aus-
brechen und die Kämpfe um die
Märkte erneut und noch heftiger ent-
brennen. Dr. Tu.



am härtesten betroffen

Mittelfristige Finanzplanung schont die Ärmsten nicht

Eino „Idee von Schiller” — nur taugt sie nichts ...

Die von der Kiesinger/Brandt-Regierung beschlossenen „Sparmaßnahmen" sind
für die soziale Rentenversicherung am umfangreichsten. Zwar wurden auch
— das sei vorweg bemerkt — zwei positive Maßnahmen beschlossen, jedoch
weniger aus sozialen als aus fiskalischen Überlegungen: Erstens sollen alle An-
gestellten so, wie es die Gewerkschaften von jeher forderten, in die Versiche-
rungspflicht einbezogen werden, sofern sie keine gleichwertige private Renten-
versicherung haben. Hierdurch sind jährlich Mehreinnahmen von 600 Millionen
Mark zu erwarten. Und zweitens soll die teilweise Rückzahlung der Versiche-
rungsbeiträge an ehemalige weibliche Versicherte nach ihrer Heirat, die bisher
auf Antrag erfolgte, eingestellt werden. Eine Maßnahme, die darum zu begrüßen
ist, weil viele Frauen, wenn sie im Alter ihre eigene Rente beantragen oder
beantragen möchten, bereuen, daß sie sich die geleisteten Beiträge bei der Ehe-
schließung auszahlen ließen. Immerhin aber kann durch diese Maßnahme die
Ausgabe der Rentenversicherung um 400 Millionen DM vermindert werden.

Durch beide Maßnahmen stehen der
Rentenversicherung in den kommen-
den Jahren zusätzlich gut eine Mil-
liarde DM mehr zur Verfügung. Ob-
wohl der 1957 von 11 auf 14 Prozent
erhöhte Beitragssatz für die Arbeiter-
und Angestelltenversicherungen aus-
gereicht hat, die Rücklagen der Ver-
sicherung von 9 auf 27 Milliarden DM
ansteigen zu lassen, trotz der mit der
Rentenreform und den jährlichen
Rentenanpassungen seit 1959 erfolg-
ten Rentenerhöhungen, soll der Bei-
tragssatz in den Jahren 1968, 1969 und
1970 nach den Vorstellungen der Bun-
desregierung erneut um jeweils 1 Pro-
zent erhöht werden.

Die aus diesen drei Maßnahmen resul-
tierenden Mehreinnahmen bzw. Min-
derausgaben sollen jedoch nicht dazu
benutzt werden, die Sozialrenten zu-
sätzlich zu erhöhen und damit einen
Beitrag zu der vom Wirtschaftsminister
Schiller versprochenen „sozialen Sym-
metrie" und zur Belebung der Kon-
junktur zu leisten, sondern im Gegen-
teil, die Renten werden gekürzt. Zwar
bleibt die dynamische Rentenformel
(noch!) bestehen. Aber für die 2,8 Mil-
lionen Kriegsopfer wurde die für 1969
erstmals vorgesehene Anpassung ihrer
Renten bereits gestrichen. Die Sozial-
renten sollen zum 1. Januar nächsten
Jahres um 8,1 Prozent erhöht werden.

Zwar wurde die Idee des SPD-Mini-
sters Schiller, die Renten zu besteuern,
diesmal noch nicht verwirklicht, ob-
wohl sich Strauß und Schiller 300 Mil-
lionen DM Mehreinnahmen für den
Bund davon versprachen. Verwirklicht
wird aber dafür die' andere „Idee von
Schiller": Der Abzug eines Kranken-
versicherungsbeitrages in Höhe von
4 Prozent der Renten, der das Vier-
fache der Besteuerung der Sozialrenten
einbringt, nämlich 1,2 Milliarden DM
im Jahr.

So werden denn die Rentner von der
nächstjährigen Rentenanpassung nicht
8,1 Prozent, sondern nach Abzug des

Krankenversicherungsbeitrages weni-
ger als die Hälfte davon behalten. Die
Sozialrenten aber, die nicht an der
Anpassung teilnehmen, werden um
4 Prozent gekürzt. Dabei konnten die
Renten trotz jährlicher Rentenanpas-
sung keineswegs mit den Löhnen und
Gehältern Schritt halten. Während
diese im Durchschnitt von 1957 bis
1966 um rund 90 Prozent gestiegen
sind, erhöhten sich die Renten dagegen
nur um knapp 70 Prozent. Rund zwei
Drittel der 4,5 Millionen Erwerbs-
unfähigkeits- und Altersrenten liegen
immer noch unter dem durchschnitt-
lichen Sozialhilfesatz: 40 Prozent der
Männer und 97 Prozent der Frauen
erhalten eine Monatsrente von weni-
ger als 350 DM, wie das Bundesarbeits-
ministerium bekanntgegeben hat.

Die neuen Knappschaftsrenten sollen
künftig 20 Prozent niedriger liegen als
die bisher berechneten. Diese Ent-
scheidung wird damit begründet, daß
Knappschaftsrenten teilweise höher
sind als der Verdienst der noch in
Arbeit stehenden Bergleute. Aber
wenn die Regierung der Großen Ko-
alition nur das für die Zukunft ver-
hindern wollte, dann hätte eine Höchst-
begrenzung für Knappschaftsrenten ge-
nügt, wie sie auch für Renten der
Arbeiter- und Angestelltenversiche-
rung gültig ist. Die generelle Kürzung
der Knappschaftsrenten ist sozial nicht
gerechtfertigt. In der knappschaftlichen
Rentenversicherung betrug im Januar
1966 das Altersruhegeld ab dem 65.
Lebensjahr durchschnittlich 560,10 DM
und die Witwenrente 294,60 DM (So-
zialbericht 1966). Zur Bestreitung des
immer teurer werdenden Lebensunter-
halts sind diese Renten gewiß nicht
zu hoch.

Würde die Bundesregierung ihren Ver-
pflichtungen gegenüber der Renten-
versicherung nachkommen, könnten
die Renten angehoben und auch die
übrigen vom 7. DGB-Kongreß beschlos-

senen Verbesserungen verwirklicht
werden, wie Einführung einer Min-
destrente, stufenweise Herabsetzung
der Altersgrenze usw., ohne daß die
Beiträge erhöht werden müßten. Doch
obwohl der Anteil der Bundeszuschüsse
an den Gesamtausgaben der Renten-
versicherungen von zwei Fünftel im
Jahre 1950 auf 18 Prozent 1966 zurück-
gegangen ist, hat die Bundesregierung
nun weitere Einsparungen bei den
Bundeszuschüssen in Höhe von 6,8
Milliarden DM für 1968 bis 1971 be-
schlossen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund soll-
te ernsthaft prüfen, ob er klug beraten
war, sich so konzessionsbereit zu zei-
gen, um im Gegensatz zu dem vom
DGB - Bundeskongreß beschlossenen
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IG Metall: Bündnis
zwischen Regierung und Arbeitgebern

In einer Vorstandssitzung beschäftigte
sich die IG Metall mit den Regierungs-
plänen zur sogenannten mittelfristigen
Finanzplanung und deren Auswirkun-
gen. Die diesbezügliche Auffassung
des Vorstandes der IG Metall gibt der
„Metall-Pressedienst" mit folgenden
Worten wieder: „Diese Pläne finden
ihre Parallele in dem unverantwortli-
chen Abbau der übertariflichen Lei-
stungen durch die Arbeitgeber,- Regie-
rung und Arbeitgeber würden damit
ein Bündnis eingehen, welches sich
gegen die wirtschaftlich und sozial
Schwächsten richtet ... Der Versuch,
diese Vorschläge zu verwirklichen,
wird zu gemeinsamen Aktionen der
Rentner und Arbeitnehmer führen, um
damit den Urhebern solcher Pläne in
Parlament und Regierung zu zeigen,
daß Arbeitnehmer und Rentner, wenn
cs an die Substanz ihrer sozialen
Sicherheit und insbesondere der Al-
tersvorsorge geht, zu keinen Kompro-
missen bereit sind."

JIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIW

Antrag E 107, einer Beitragserhöhung
von 1 Prozent für Arbeiter und An-
gestellte schon für den Fall zuzustim-
men, daß die bisherige Höhe der Bun-
deszuschüsse beibehalten wird, wie in
der „Quelle" 6/7 berichtet worden ist.
Der 7. DGB-Kongreß hatte eindeutig
eine Erhöhung der Bundeszuschüsse
auf 33Vs Prozent der Gesamtausgaben
der Rentenversicherungen gefordert.
Weder in der Lohn- noch in der So-
zialpolitik zahlt es sich für die Arbeit-
nehmer und Rentner aus, den Forde-
rungen der Regierung auch nur im ge-
ringsten nachzugeben — notwendig
sind vielmehr entschiedene Abwehr-
maßnahmen gegen jeden sozialen Ab-
bau. A. B.
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Mitgestaltung des Arbeitsverhältnisses

FDGB erläßt Ausführungsbestimmungen xum Arbeitsgesetzbuch

Keine Entlassungen ohne Zustimmung der Gewerkschaft

Nach dem Gesetzbuch der Arbeit sind die Gewerkschaften in der DDR berech-
tigt, an der Pflege und Weiterentwicklung des sozialistischen Arbeitsrechts maß-
gebend mitzuwirken und sogar eigenverantwortlich die Rechtsnormen zu ent-
wickeln. Wer das Arbeits- und Sozialrecht in der DDR aufmerksam beobachtet,
wird dessen fortwährende Ergänzung und Verbesserung feststellen können.
Nachdem erst im November vergangenen Jahres wesentliche Änderungen und
Ergänzungen des Gesetzbuches der Arbeit durch die Volkskammer beschlossen
wurden und im Frühjahr dieses Jahres, ebenfalls durch Regierungs- und Parla-
mentsbeschluß, eine Anzahl materielle Verbesserungen auf dem Arbeitszeit- und
Sozialsektor eingeleitet wurden, hat kürzlich das Sekretariat des FDGB-Bundes-
vorstandes eine sogenannte „Ordnung für die Mitwirkung der Gewerkschaften
bei der Begründung, Änderung und Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen"
erlassen.

Der FDGB - Beschluß stellt praktisch
Ausführungsbestimmungen des im Ar-
beitsgesetzbuch festgelegten Rechts der
Gewerkschaften auf Mitsprache bei
Einstellungen und Entlassungen dar.
Die Ausführungsbestimmungen, bei
denen allein schon die Tatsache be-
merkenswert ist, daß sie nicht vom
Gesetzgeber, sondern vom Gewerk-
schaftsbund erarbeitet und in Kraft
gesetzt werden, werfen darüber hin-
aus ein bezeichnendes Licht auf die
erstaunlich gesicherte Stellung des Ar-
beitnehmers im Betrieb und auf die
nicht weniger erstaunliche Rechtsposi-
tion der Gewerkschaften.

Ausgehend von dem in § 12 Abs. 2
Ziff. 13 des Arbeitsgesetzbuches den
Gewerkschaften eingeräumten Recht
auf Mitwirkung beim Abschluß von
Arbeitsverträgen zwischen Arbeitneh-
mer und Betriebsleitung, werden in
der vom FDGB beschlossenen „Ord-
nung" die Gesichtspunkte genannt,
unter denen Gewerkschaftsvertreter
bei der Einstellung mitwirken sollen.
So haben sie u. a. dafür zu sorgen,
daß die Arbeitsverträge auf der ge-
setzlichen Grundlage geschlossen und
die betreffenden Arbeitnehmer ent-
sprechend ihrer Qualifikation ein-
gesetzt werden.

Aufschluß über den Umfang der ge-
werkschaftlichen Mitsprache geben ins-
besondere die weiteren Bestimmungen,
wie z. B. über den Abschluß von Än-
derungsverträgen, mit denen die ur-
sprünglich vereinbarten Einstellungs-
bedingungen auf Grund verschiedener
innerbetrieblicher Wandlungen orga-
nisatorischer und technologischer Art
verändert werden. So ist vor Ab-
schluß eines Änderungsvertrages durch
die für den betreffenden Arbeit-
nehmer zuständige Gewerkschaftslei-
tung mit diesem und in Anwesenheit
des verantwortlichen Wirtschaftsfunk-
tionärs ein Gespräch zu führen. Dabei
sollen die Gründe für die Änderung
der Arbeitsvereinbarungen in Erfah-
rung gebracht und soll festgestellt
werden, ob die in Aussicht genomme-
nen Änderungen sowohl mit den per-
sönlichen als auch mit den betrieb- 
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liehen Interessen zu vereinbaren sind.
Stellt die Gewerkschaft fest, daß die
Änderung des Arbeitsvertrages als
Folge der Perspektiv- und Jahrespla-
nung notwendig ist, weil sich neue
Arbeits- und Lohnbedingungen erge-
ben, muß sie prüfen, ob der Vertrag
rechtzeitig, nämlich drei Monate vor
dem Wirksamwerden der Veränderun-
gen, abgeschlossen wird. Sie muß wei-
ter darauf achten, daß möglicherweise
erforderliche Umschulungen und Wei-
terqualifizierungen der Betroffenen
rechtzeitig auf Kosten des Betriebes
beendet werden können bzw. ein
Qualifizierungsvertrag abgeschlossen
wurde. Damit wird ausgeschlossen, daß
personelle und technologische Umset-
zungen oder Veränderungen plötzlich
angeordnet und wirksam werden, ohne
daß die Arbeiter und Angestellten in
die Lage versetzt wurden, sich auf die
neuen Bedingungen vorzubereiten.

Wenn von der Betriebsleitung diese
Bedingungen nicht oder ungenügend
beachtet werden, so heißt es in dem
FDGB-Erlaß, hat die betriebliche Ge-
werkschaftsleitung für die „Wieder-
herstellung der Gesetzlichkeit" zu
sorgen bzw. den Betroffenen auf sein
Einspruchsrecht bei der Konfliktkom-
mission des Betriebes und bei der
Kammer für Arbeitsrechtssachen auf-
merksam zu machen und bei der Ver-
tretung seiner Ansprüche zu unter-
stützen. Wird die Gewerkschaftslei-
tung vom verantwortlichen Wirt-
schaftsfunktionär nicht rechtzeitig über
den beabsichtigten Abschluß eines
Änderungsvertrages unterrichtet, soll
sie, wie es in den Bestimmungen des
FDGB ausdrücklich heißt, vom über-
geordneten Leiter verlangen, den da-
für Verantwortlichen zur Rechenschaft
zu ziehen.

Die gleiche Funktion hat die betrieb-
liche Gewerkschaftsleitung auch bei
der durch die Betriebsleitung beab-
sichtigten Aufhebung eines Arbeits-
vertrages, die in beiderseitigem Ein-
vernehmen erfolgt, und bei der Kün-
digung, die eine einseitige Willens-
erklärung eines der beiden Vertrags-
partner darstellt. Laut Arbeitsgesetz-
buch ist zu jeder vom Betrieb aus-

gesprochenen Kündigung das Einver-
ständnis der zuständigen Gewerk-
schaftsleitung erforderlich. Um sich ein
Bild von den Motiven der Kündigung
machen zu können, soll jede beabsich-
tigte Kündigung in einer Gewerk-
schaftsleitungssilzung in Anwesenheit
des Betroffenen, seines gewerkschaft-
lichen Vertrauensmannes und des ver-
antwortlichen Wirtschaftsfunktionärs
beraten werden. Das Ergebnis der Sit-
zung muß ein klarer Beschluß der Ge-
werkschaftsleitung sein, entweder der
Kündigung zuzustimmen oder sie ab-
zulehnen. Im Falle der Zustimmung
haben sowohl Betriebsleitung als auch
Gewerkschaftsleitung dafür zu sorgen,
daß der Betroffene in einem anderen
Betrieb zumutbare Arbeit bekommt,
falls dieser eine solche Hilfe in An-
spruch nehmen will.

Geht die Kündigung vom Arbeitneh-
mer aus, soll die Gewerkschaftslei-
tung versuchen, in einer Aussprache
die Gründe zu erfahren und, wenn
diese in betrieblich-organisatorischen
oder persönlichen Mängeln von Lei-
tern vorliegen, durch sofortige Maß-
nahmen zu deren Überwindung das
Verbleiben des Betreffenden anstreben.
Ohne Zustimmung der Gewerkschafts-
leitung darf auch kein Arbeitnehmer
fristlos entlassen werden. Es ist Auf-
gabe der Gewerkschaft, bei der Be-
triebsleitung dahingehend vorstellig
zu werden, daß die fristlose Entlassung
als härteste Disziplinarmaßnahme nur
in schwerwiegenden Fällen ausgespro-
chen wird. Auch die Verbüßung einer
kurzfristigen Freiheitsstrafe soll kein
Grund für eine fristlose Entlassung
sein. Unter Abschnitt VI Abs. 5 heißt
es in dem Beschluß des FDGB-Bundes-
vorstandes wörtlich: „Gemäß § 34
Abs. 4 GBA hat sich bei Verweigerung
der Zustimmung zur fristlosen Entlas-
sung seitens der zuständigen Gewerk-
schaftsleitung auf Antrag des Betrie-
bes die übergeordnete Gewerkschafts-
leitung bzw. der übergeordnete Vor-
stand mit der fristlosen Entlassung zu
befassen und endgültig über die Zu-
stimmung zu entscheiden."

Ohne Zweifel ist dies eine sehr be-
merkenswerte Regelung, die praktisch
der Gewerkschaft das letzte Entschei-
dungsrecht einräumt, ob jemand ent-
lassen wird oder nicht. Das ist schon
mehr als nur Mitbestimmung! Und
schließlich versetzt die Schlußbestim-
mung der Verordnung die Betriebs-
gewerkschaftsleitungen in die Rechts-
position, „mindestens einmal jährlich
einen Bericht des Betriebsleiters ent-
gegen (zu nehmen), wie er und die
leitenden Mitarbeiter des Betriebes
ihren Verpflichtungen zur Sicherung
der gesetzlich garantierten Rechte der
Werktätigen und der Gewerkschaften
bei der Begründung, Änderung und
Beendigung von Arbeitsrechtsverhält-
nissen nachkommen".

Diese stärkere Position der Gewerk-
schaften dürfte sich vor allem unter
den Aspekten des technischen Fort-
schritts in den Betrieben zum Vorteil
der Arbeitnehmer bewähren. G. S.



Des; !i\ : Me*n diroht Dienstverpflichtung

D’.c Unfreiheiten, Erniedrigungen und
Benachteiligungen der Trauen während
der Zeit der Hitler-Diktatur, die man
für immer überwunden glaubte, drohen
wieder, wenn die geplante Notstands-
verfassung im Bundestag verabschiedet
werden sollte. Wieder drohen Dienst-
verpflichtungen der weiblichen Jugend
und Zwangsverpflichtungen der Frauen
und Mädchen in Betrieben, Büros und
bei der Bundeswehr.

Nachdem zwei Vorlagen für eine
Nolstandsverfassung auf wachsenden
Diuck der Gewerkschaften, Studenten
und Wissenschaftler zurückgezogen
werden mußten, hat das Bundeskabi-
nett dem Bundestag eine neue Vorlage
zugeleitet, die inzwischen in erster
Lesung verabschiedet worden ist. Die
Mitarbeit sozialdemokratischer Mini-
ster an diesem Entwurf hat nicht ver-
hindert, daß auch die neue Vorlage
die gleichen Gefahren beinhaltet wie
die beiden vorherigen, wenn auch eini-
ges, was zu anrüchig oder zu offen-
sichtlich war, ausgelassen worden ist,
aber nach dem Motto: „Was nicht aus-
drücklich verboten ist, ist erlaubt."

Das trifft z. B. auf den Artikel 12 Abs. 3,
der Neufassung zu. Darin heißt es:
„Für Zwecke der Verteidigung kann
im Bereich der öffentlichen Verwaltung,
der Streitkräfte und Versorgung der
Bevölkerung und der Streitkräfte durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
die Freiheit, die Ausübung des Berufes
oder den Arbeitsplatz aufzugeben, ein-
geschränkt werden, wenn die Bundes-
regierung mit Zustimmung des gemein-
samen Ausschusses feststellt, daß dies
zur Herstellung der erhöhten Verteidi-
gungsbereitschaft oder zum Schulz der
Zivilbevölkerung unerläßlich ist."

Während es in dem Entwurf vom 17. 3.
65 noch ausdrücklich im Artikel 12
Abs. 4 hieß: „Zum Zivildienst im Ver-
band der Streitkräfte dürfen Frauen
in keinem Fall verwendet werden",
fehlt dieser Absatz im neuen Entwurf.
Dafür ist jetzt der Artikel 12 Abs. 3 so
gefaßt, daß Frauen ohne weiteres mit
einer Dienstverpflichtung in Rüstungs-
betrieben und in Dienststellen der Bun-
deswehr und der Stäbe beordert wer-
den können. Was dies zu bedeuten hat,
darüber können alle die hinreichend
Auskunft geben, die in der Hitlerzeit
die Konsequenzen solcher Gesetze
kennengelernt haben.

Nachdem der damalige, bereits unter
dem Terror der Nazis stehende Reichs-
tag 1933 das Ermächtigungsgesetz, das
nichts anderes war als eine Notstands-
gesetzgebung, beschlossen hatte, folg-
ten u. a. sehr bald 1937 Arbeitsdienst
für Mädchen, 1938 die Verpflichtung
aller Mädchen, nach Schulentlassung
vor Berufsanfang ein Jahr in der Land-
wirtschaft, im Haushalt oder in der
Sozialfürsorge zu arbeiten, 1938 im
Dezember Arbeitsdienstpflicht für alle
jungen Frauen, bevor sie eine Beschäf-
tigung aufnehmen konnten, 1939 die

Aufhebung der Schutzmaßnahmen be-
züglich Nachtarbeit für Frauen und Ju-
gendliche, und 1941 konnten auch
Frauen nach dem neuen Gesetz ins
Bergwerk geschickt werden. Alle diese
Maßnahmen wurden auf „streng ge-
setzlicher Grundlage" verordnet: Auf
Grund des Ermächtigungsgesetzes gleich
Notstandsverfassung, das, wie gesagt,
der Reichstag 1933 Hitler in die Hände
gegeben hat.

Seit jeher wehren sich die Frauen ge-
gen die Einführung eines Pflichtjahres
für Mädchen. Sie sind für eine ordent-
liche Ausbildung ihrer Töchter. Die
5. Bundesfrauenkonferenz des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes im Mai
1965 in Berlin beauftragte den Bundes-
vorstand des DGB, die im Bundestag
vertretenen Parteien aufzufordern, die
Dienstverpflichtung für Frauen strikt
abzulehnen. Das Interesse der Frauen
wie der gesamten Bevölkerung, erfor-
dert die Verteidigung des bestehenden

■ Die Diskussionsteilnehmer verur-
teilen jegliche Form der Ausbeutung
der Bauern durch Monopolpreise, über-
höhte Zinsen und ungerechtfertigt
hohe Handelsspannen. Durch eine Sen-
kung der Spannen könnten vielfach
die Verbraucherpreise gesenkt und die
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise er-
höht werden.
■ Zur Verbesserung des Preis-Kosten-
Verhältnisses ist außerdem die Sen-
kung der landwirtschaftlichen Betriebs-
mittelpreise durch Weitergabe eines
Teils der gewerblichen Rationalisie-
rungsgewinne notwendig.
■ Die bäuerliche Selbstvermarktung
muß gefördert statt behindert werden.
Ein noch zu verabschiedendes Markt-
strukturgesetz sollte dies berücksichti-
gen. Direkte Verträge zwischen Bau-
ern bzw. bäuerlichen Erzeugergemein-
schaften und den großen Werksküchen
sind für beide Seiten vorteilhaft.
■ Die genossenschaftliche Zusammen-
arbeit der Bauern muß mit allen Mit-
teln gefördert und steuerliche Hemm-
nisse, die dem entgegenstehen, müssen
beseitigt werden. Dies ist eine der Vor-
aussetzungen, um durch weitere Ratio-
nalisierung der landwirtschaftlichen
Produktion die Kosten senken zu
können.

Grundgesetzes. Im anderen Fall konn-
ten wir uns bei solchen Situationen
wie z. B. in Griechenland, im Nahen
Osten oder bei einer Verschärfung des
Krieges in Vietnam Zwangsmaßnahmen
unterworfen sehen, wie sie im Dritten
Reich praktiziert wurden, wenn die
Bundesregierung mit Zustimmung des
„Gemeinsamen Ausschusses" feststellt,
daß diese zur Herstellung der erhöhten
Verteidigungsbereitschaft oder zum
Schutze der Zivilbevölkerung unerläß-
lich sind.

Mit den Konsequenzen, die den be-
rufstätigen Frauen durch die Not-
standsgesetze drohen, wird sich auch
die 6. Frauenkonferenz der IG Metall
am 31. August und 1. September in
Braunschweig, die unter dem Leitwort
„Mitgestalten, mitverantworten' steht,
gründlich beschäftigen müssen. Neben
dem Vortrag von Prof. Dr. Helge Pross
über die „Untersuchungen und Maß-
nahmen im Anschluß an die Frauen-
enquete" sollte dies ein Tagesordungs-
punkt werden, der den Charakter der
6. Frauenkonferenz mitbestimmt. J. Sb.

■ Für alle unverschuldet in Not ge-
ratenen Bauern sind Entschuldungs-
maßnahmen notwendig. Das Gießkan-
nenprinzip ist abzulehnen. Die Mittel
des Grünen Planes müssen vor allem
an die Klein- und Mittelbauern ver-
geben werden.
■ Die Redaktion „Metall“ befürwortet
eine enge Zusammenarbeit zwischen
den Erzeugergemeinschaften und dem
Raiffeisenverband einerseits und den
Konsumgenossenschaften andererseits.
Sie wird sich außerdem verstärkt für
die Aktion „Ferien auf dem Bauern-
hof" einsetzen.
■ Ebenso wie in der Industrie sind
auch in der Landwirtschaft Struktur-
wandlungen nicht aufzuhalten. Sie dür-
fen sich jedoch nicht auf dem Rücken
der Arbeiter oder der Bauern voll-
ziehen.
■ „Metall“ wird in einer der nächsten
Ausgaben über die Formen der Aus-
beutung der Bauern in der gegenwär-
tigen Industriegesellschaft einen Ar-
tikel veröffentlichen. Beide Redaktio-
nen werden zu gegebener Zeit in einer
landwirtschaftlichen Exkursion die
bäuerlichen Probleme an Ort und Stelle
studieren.

Gewerkschaft und Bauernfragen

Herausgeber und Redakteure des in Düsseldorf erscheinenden „Bauernruf" —
Land-Rundschau für Politik und Agrarwirtschaft — sowie die Redakteure der
Gewerkschaftszeitung „Metall", die von der IG Metall herausgegeben wird,
trafen sich Ende Juni zu einer Aussprache über bäuerliche Probleme. Das Ergeb-
nis der Diskussion ist vor allem deshalb von Interesse, weil es eine recht gute
Plattform für die gemeinsame Interessenvertretung von Arbeitnehmern und
Bauern darstellt und mithelfen kann, das in der Vergangenheit vom DGB und
den meisten Gewerkschaften nicht immer korrekt gezeichnete Bild von „den
Bauern“ und den Problemen auf dem Lande zu korrigieren. Als Ergebnis der
Aussprache zwischen beiden Redaktionen nennt der „Bauernruf“ vom 7. Juli
1967 folgende Punkte:
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„Mitbestimmung drüben“TERMIN

KALENDER
Ein Taschenbuch gibt Auskunft über Praxis in der DDR

■ 31. August
Tarifverträge für über 200 000 Be-
schäftigte im graphischen Gewerbe
kündbar.

■ 31. August — 1. September
Frauenkonferenz der IG Metall in
Braunschweig.

■ 30.—31. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
tag der IG Chemie-Papier-Keramik
zu Satzungsfragen in Hannover.

■ Herbst (noch ohne Termin)
Zentrale Frauenkonferenz der Ge-
werkschaft Textil-Bekleidung.

■ Mal 1968
Wahlen zu den Selbstverwaltungs-
organen der Versicherungsträger
(Rentenversicherung, Ersatzkassen,
Berufsgenossenschaften, Betriebs-
krankenkassen).

■ 1.—6. September 1968
Ordentlicher Gewerkschaftskongreß
der IG Bergbau und Energie in
Düsseldorf.

iniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

„Neue Heimat” baut mehr

Die Unternehmensgruppe „Neue Hei-
mat", die den Gewerkschaften gehört,
hat den Bau von Wohnungen und son-
stigen Bauten auch während der allge-
meinen Flauteerscheinungen zügig
vorangelrieben. So hat die „Neue Hei-
mat" im ersten Halbjahr 1967 die Bau-
tätigkeit um 17,3 Prozent bzw. von 7745
Einheiten im gleichen Vorjahreszeit-
raum auf 9084 fertiggestellte Einheiten
steigern können. Die Zahl der Bau-
beginne betrug 7869 gegenüber 6451
Einheiten, das sind sogar 22 Prozent
mehr als im ersten Halbjahr 1966. Die
„Neue Heimat" erwartet, daß das Jah-
resergebnis 1967 die Ergebnisse der
Jahre 1965 und 1966 erreichen, wenn
nicht sogar überschreiten wird.

Zu guter Letzt:

Die gesamten Ausgaben für die Rü-
stung in der Welt belaufen sich zur
Zeit auf 150 Milliarden Dollar pro
Jahr, das sind 410 Millionen pro Tag
oder 17 Millionen pro Stunde.

Zu gleicher Zeit gibt es in der Welt
700 Millionen Analphabeten (Perso-
nen, die älter als 15 Jahre sind), und
ihre Zahl erhöht sich jährlich um 20
bis 25 Millionen. In den Entwicklungs-
ländern Asiens, Afrikas und Latein-
amerikas sind 150 Millionen ohne an-
ständige Wohnung, und es fehlen
2,5 Millionen Lehrer.

Mitbestimmung — ein internationales Problem

Die Forderung auf ein wirksames Mitbestimmungsrecht der Lohn- und Gehalts-
empfänger steht nicht nur in der Bundesrepublik im Mittelpunkt der gewerk-
schaftlichen Diskussion, sondern darüber hinaus in fast allen Industrieländern,
einschließlich der USA. Dabei verstehen die Gewerkschaften unter Mitbestim-
mung das Recht, gleichberechtigt mit den Unternehmern über den Produktions-
apparat zu verfügen und an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung maßgeblich
beteiligt zu sein.

Bei den Gewerkschaften gibt es keinen
Zweifel darüber, daß eine demokra-
tische Ordnung erst dann verwirklicht
werden kann, wenn der Staatsbürger
nicht nur alle vier Jahre einmal zur
Wahl geht, sondern darüber hinaus
unmittelbar in der Wirtschaft und im
Betrieb einen mitbeslimmenden und
mitentscheidenden Einfluß gewinnt.

Es war und ist auch zum Teil heute
noch üblich, die Mitbestimmungsfor-
derung der Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik als einen Schritt ins Neu-
land zu betrachten und zu übersehen,
daß in den sozialistischen Ländern,
besonders auch in der DDR, die Ge-
werkschaften auf langjährige Erfah-
rungen zurückblicken können, denn ob
wir es wahrhaben wollen oder nicht,
dort wird echtes Mitbestimmungsrecht
praktiziert. Ein Mitbestimmungsrecht,
das auch durch die Tatsache nicht ab-
gewertet werden kann, daß die Ge-
werkschaften in den volkseigenen Be-
trieben eng mit den Betriebsleitungen
Zusammenarbeiten und darüber hinaus
bei den gesamtwirtschaftlichen Pla-
nungen der Staatsorgane mitwirken.
Wenn sich aber bei den Gewerkschaf-
ten in den letzten Jahren eine objek-
tivere Betrachtungsweise durchsetzte,
dann nicht zuletzt deshalb, weil immer
mehr Gewerkschafter aus der Bundes-
republik in die DDR reisen, um sich
aus eigener Sicht ein Urteil bilden zu
können.

Jene aber, die nicht selbst eine Reise
in die DDR unternehmen, aus welchen
Gründen auch immer, sind auf münd-
liche und schriftliche Berichte angewie-
sen. Besonders was die Literatur an-
geht, sind in den letzten Jahren in der
Bundesrepublik Artikel und Broschü-
ren erschienen, die sich mit den Auf-
gaben und Zielen der Gewerkschaften
in einer sozialistischen Wirtschaftsord-
nung beschäftigen. Der Mitarbeiter der
NACHRICHTEN, Gerd Siebert, hat
diese Veröffentlichungen um eine in-
teressante Broschüre mit dem Titel
„Mitbestimmung drüben“ erweitert.

Der Vorzug dieses Berichtes ist gegen-
über manchen anderen Veröffentlichun-
gen, daß es sich hier nicht um eine
abstrakte Darstellung der gewerk-
schaftlichen Mitbestimmungsfunktionen
in der DDR handelt, sondern um eine
lebendige, aus der Praxis geschriebene
und miterlebte Schilderung, die sich
nicht allein auf die Auskürfte von

Gewerkschaftsfunktionären und Ver-
tretern staatlicher Organe der DDR
stützt. Vielmehr hat Gerd Siebert in
zahlreichen Diskussionen mit den Ar-
beiterinnen und Arbeitern der Be-
triebe seine Erfahrungen gesammelt
und sich interessante Einblicke da-
durch verschafft, daß er an Sitzungen
von Betriebsgewerkschaftsleitungen,
Produktionskomitees und anderen Ge-
werkschaftsorganen teilgenommen hat.
Darüber hinaus ist in der Schrift nicht
darauf verzichtet worden, die gesetz-
lichen Grundlagen des Mitbestim-
mungsrechtes zu erläutern und die
unterschiedlichen Voraussetzungen für
die Gewerkschaftsarbeit in den beiden
deutschen Staaten aufzuzeigen.

Die Arbeit von Gerd Siebert schließt
mit der Feststellung, daß sie als ein
Beitrag zum besseren Kennen- und
Verstehenlernen der gewerkschaft-
lichen Tätigkeitsbereiche in der DDR
betrachtet werden soll. Es soll doku-
mentiert werden, daß echte Gewerk-
schaftsarbeit, die sich als Interessen-
wahrnehmung der arbeitenden Men-
schen versteht, wie bei uns, so auch in
der DDR, wenn zum Teil auch mit
anderen Mitteln und unter anderen
gesellschaftlichen Bedingungen, gelei-
stet wird. Nur wer diese Wahrheit
erkenne, werde bereit sein, eine Ver-
ständigung mit den Gewerkschaften
in der DDR zu suchen.

Damit ist die Absicht des Taschen-
buches „Mitbestimmung drüben" von
Gerd Siebert, 118 Seiten stark, erschie-
nen im Selbstverlag Hamburg 80,
Harnackring 31, ausreichend gekenn-
zeichnet. Der Einzelpreis beträgt 4,20,
bei Abnahme von 10 Stück 3,40 DM.
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